
1 

 

3. Bildungsgerechtigkeit für alle in NRW 1 

Der offene und gleichberechtigte Zugang zu Bildung ist ein im Grundgesetz verankertes 2 
Menschenrecht. Bildung bedeutet mehr als Wissenserwerb und Qualifizierung. 3 
Bildungseinrichtungen haben die Aufgabe, die jungen Menschen sensibel und respektvoll 4 
auf ihrem Weg zu mündigen, selbstbestimmten und kritikfähigen Menschen zu unterstützen 5 
und zu begleiten. 6 

In der Landesverfassung NRW § 6 ist das Recht der Kinder auf Förderung nach ihren 7 
Anlagen und Fähigkeiten niedergelegt. Das wird im derzeitigen Schulsystem grob 8 
missachtet, da bei überfüllten Klassen, geringer Personalausstattung und einem 9 
Leistungsdrill mit Tests und Noten statt Förderung und Entwicklung ausgerichtet ist, immer 10 
mehr Kinder scheinbar versagen, obwohl sie viele Fähigkeiten mitbringen, die aber nicht 11 
abgefragt, gewertschätzt und entwickelt werden. 12 

Viele der mehr als 340.000 Erzieher*innen, Lehrkräfte und Sozialarbeiter*innen in den Kitas 13 
und Schulen NRWs gehen täglich an ihre Grenzen, um den eigenen hohen Anforderungen 14 
gerecht zu werden. Die Arbeits- und Lernbedingungen sind in den Bildungseinrichtungen im 15 
Land allerdings höchst unzureichend. Dass Leistungsdruck die Kinder schädigt, sehen alle. 16 
Statt Unterstützung und Entwicklung, Verstehen und Einüben wird dem Personal Selektion 17 
und Notendruck empfohlen, um die Misere zu lösen. 18 

Dem stellen wir sinnstiftendes Lernen in unterschiedlichen Formen gegenüber, das das 19 
Personal nach den Bedürfnissen und Interessen der Kinder auswählt, um für alle Kinder die 20 
angestrebten Lernfortschritte möglich zu machen. Als Linke setzen wir uns für besser 21 
ausgestattete und inklusive Ganztagseinrichtungen in der Bildung ein. Dazu gehört ein 22 
längeres gemeinsames Lernen in einer „Schule für alle“ von der ersten bis zur zehnten 23 
Klasse, ohne Noten und ohne Hausaufgaben. 24 

Wir wollen Inklusion in der Bildung in einem weiten Sinn für alle Menschen. Dabei geht es um 25 
das uneingeschränkte, selbstverständliche Recht aller Menschen, gleichberechtigt an der 26 
Gesellschaft teilzunehmen. Inklusion bezieht sich heute weiterhin auf Behinderungen und 27 
schließt darüber hinaus jede Form von Diversität ein.  28 

Vielfalt wird von vornherein als gesellschaftliche Normalität anerkannt wird, unabhängig von 29 
Faktoren wie: 30 

• Sozioökonomischer Status und Herkunft 31 
• Geschlecht, sexuelle Identität oder Alter 32 
• Religion, Kultur oder Sprache 33 
• Individuelle Fähigkeiten oder Begabungen 34 

Als Linke setzen wir uns für die Entstigmatisierung von psychischen Erkrankungen ebenso 35 
wie von Neurodivergenz ein. Wir wollen jede Schule in NRW zu einem inklusiven und 36 
barrierefreien Ort machen, an dem sich alle sicher und akzeptiert fühlen können. Dazu 37 
gehört auch, Rassismus und andere Formen von Diskriminierung an Schulen klar zu 38 
benennen und ihnen aktiv entgegenzutreten. 39 
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Unsere Gesellschaft wird zunehmend von rechts bedroht. Eine sozial gerechte, inklusive und 40 
besser ausgestattete Bildungslandschaft ist eine notwendige Investition in die 41 
Wehrhaftigkeit der Demokratie gegen den erstarkenden Faschismus. 42 

3.1 Gute Kitas: Bildungseinrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge 43 

Kindertagesstätten sind für uns als Linke unverzichtbare Bildungseinrichtungen. Sie dürfen 44 
nicht nur der Betreuung von Kindern dienen, damit die Eltern zur Arbeit gehen können. 45 

Gute Kitas sind eine wertvolle Ergänzung zur Familie. Kinder lernen hier das Zusammenleben 46 
mit Kindern unterschiedlicher Herkunft aus unterschiedlichen Elternhäusern. Kinder erhalten 47 
hier auch Förderung, die Familien allein nicht leisten können: Sprachlich, sozial, musisch, 48 
kreativ. 49 

Gute Kitas bieten motorische Förderung und organisieren Bewegung drinnen und draußen, 50 
auch in der Natur. 51 

Gute Kitas sind inklusive Orte des Zusammenlebens von Kindern mit unterschiedlichen 52 
Muttersprachen, Stärken oder Beeinträchtigungen. 53 

Gute Kitas sind auch Familienzentren, in denen Eltern zusammenkommen können und 54 
Beratung erhalten. Sie sollen schnell eine Brücke bauen können zu Jugendämtern, 55 
Beratungsstellen und Therapieangeboten, wenn es für das Kindeswohl dringend nötig ist. 56 

Gute Kitas sollen wie Schulen kostenlose Bildungseinrichtungen sein, in denen gut 57 
ausgebildete Menschen unter guten Bedingungen und mit guter Bezahlung arbeiten. 58 

Gute Kitas bilden ein entscheidendes Fundament eines demokratischen Sozialstaats. Sie 59 
fördern ein solidarisches, diskriminierungsfreies und gewaltfreies Miteinander.  60 

Leider ist das Kitasystem in NRW noch weit von diesen Zielen entfernt, es steckt sogar in 61 
der Krise. Die Kita ist zunehmend kein verlässlicher Partner im Familiensystem. 62 

Wir als Linke wollen gute Kitas: 63 
• gebührenfrei 64 
• wohnortnah 65 
• verlässlich 66 
• inklusiv 67 
• demokratisch 68 

3.1.1 Gute Kitas sind öffentliche Gemeinschaftseinrichtungen  69 

Kitas begleiten Kinder in ihrer sozialen, sprachlichen und motorischen Entwicklung. Sie 70 
sollen aber auch die gleichberechtigte Teilhabe verschiedener Milieus und Kulturen sowie 71 
die Inklusion von Kindern mit Behinderungen unterstützen. Dazu brauchen wir 72 
flächendeckend Kitas als Gemeinschaftseinrichtungen, die nicht in privater Hand sind und 73 
sich nicht nur an ausgewählten sozialen Milieus oder Religionsgruppen orientieren. 74 

Kinder brauchen für ihre Entwicklung vielfältige Anregungen, Spielmöglichkeiten und andere 75 
Kinder. Wichtige Ziele sind die freie Entfaltung der kindlichen Persönlichkeit, das soziale 76 
Lernen und das spielerische Erlernen demokratischer Werte. Dies beinhaltet die 77 



3 

 

Gleichberechtigung der Menschen unabhängig von Geschlecht, Herkunft, Hautfarbe, 78 
sozialem Status oder Religion. Gleichberechtigte Teilhabe beginnt in der Kita. Spracherwerb 79 
und das Lernen des Miteinanders sind am einfachsten in der Kita möglich. 80 

Als Linke wollen wir: 81 
• Kitas in öffentlicher Hand ausbauen 82 
• einen diskriminierungsfreien Zugang bei der Platzvergabe, um soziale Selektion zu 83 

verhindern, ausdrücklich auch für geflüchtete Kinder und Kinder ohne gesicherten 84 
Aufenthaltsstatus 85 

3.1.2 Gute Kitas sind in einem weiten Sinn inklusiv 86 

Als Linke schließen wir uns dem zunehmend gängigen erweiterten Inklusionsbegriff an.  87 

Der weite Inklusionsbegriff definiert Inklusion als das uneingeschränkte, selbstverständliche 88 
Recht aller Menschen, gleichberechtigt an der Gesellschaft teilzunehmen. Er bezieht sich 89 
nicht nur auf Behinderungen, sondern schließt jede Form von Diversität ein. 90 

Das bedeutet: Alle Kinder gehören von Anfang an selbstverständlich dazu, unabhängig von 91 
ihren individuellen Voraussetzungen. Dabei geht es nicht darum, Kinder an bestehende 92 
Strukturen anzupassen, sondern die Umgebung so zu gestalten, dass Vielfalt normal ist und 93 
jedes Kind teilhaben kann. Nicht das Kind ist das Problem, sondern mögliche Barrieren in der 94 
Umgebung. 95 

Der wichtige und aus unserer Sicht richtige Auftrag zur Inklusion stellt die Beschäftigten in 96 
Kitas hinsichtlich der Diagnose von und des Umgangs mit Förderbedarfen bei Kitakindern 97 
vor enorme Herausforderungen, für die sie personell schlecht gerüstet sind. Hierzu bedarf 98 
es fachlich weitergebildeter Erzieher*innen und Sonderpädagog*innen, multiprofessioneller 99 
Teams in Kitas und einer intensiven Frühförderung, für die in zu großen Gruppen mit wenig 100 
Personal die Zeit fehlt. Die Inklusion muss mit entsprechenden Mitteln und auch mit 101 
therapeutisch ausgebildetem Personal vor Ort unterfüttert werden, sonst kann sie nicht 102 
gelingen. 103 

Als Linke wollen wir: 104 
• Inklusion mit Fachpersonal absichern 105 
• Erzieher*innen und Kinderpfleger*innen die fachliche Weiterbildung anbieten und 106 

finanzieren 107 
• Rassismuskritische und vorurteilsbewusste Bildung (Anti-Bias-Ansatz) verbindlich in 108 

der Aus- und Weiterbildung verankern 109 
• Den Grundsatz “Bindung ist Bildung” beherzigen: kleine Gruppen und ausschließlich 110 

qualifiziertes Personal, auch in Randzeiten  111 

3.1.3 Bildungsungleichheiten ausgleichen und Mehrsprachigkeit als Gewinn anerkennen 112 

Bildungsungleichheiten sind ein strukturelles Problem unserer Gesellschaft. Sie entstehen 113 
oder werden verstärkt durch die unterschiedlichen Ressourcen der Familien, die sozialen 114 
Zusammensetzung der Bildungseinrichtungen und den Zugang zur Kita im U3-Bereich.  115 

Für uns als Linke hat jedes Kind das Recht auf eine strukturelle Absicherung unabhängig von 116 
der Herkunft oder der Herkunft seiner Familie. 117 
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Anstelle von ABC-Klassen in Grundschulen setzen wir uns für die alltagsintegrierte 118 
Sprachbildung und Sprachförderung für alle Kinder in den Kitas ein. Denn 119 
Sprachentwicklung erfolgt am besten alltagsintegriert und so früh wie möglich. 120 

Kinder mit weniger finanziellen Ressourcen und Kinder, deren Familiensprache nicht Deutsch 121 
ist, haben einen schlechteren Zugang zu guter Bildung. Daher müssen Kita-Plätze und 122 
Angebote über Sozialindizes gesteuert werden und diese Kinder bevorzugt erreichen. Diese 123 
Förderung muss deutlich vor dem letzten Kita-jahr ansetzen, idealerweise ab einem Alter 124 
von zwei Jahren. 125 

Die Familien wollen wir in die Förderung mit einbeziehen und setzen uns daher für eine 126 
Erweiterung von mehr Kitas zu Familienzentren ein. 127 

Mehrsprachigkeit sollte nicht als Defizit, sondern als Kompetenz angesehen werden. Wir 128 
wollen bereits in den Kitas Diskriminierung vorbeugen, indem dort Vielfalt positiv gelebt 129 
wird. Dazu gehört es, Rassismus klar zu benennen und ihm mit rassismuskritischer, 130 
vorurteilsbewusster Pädagogik entgegenzuwirken. 131 

Als Linke wollen wir: 132 
• Alltagsintegrierte Sprachförderung in der Kita statt ABC-Klassen 133 
• Mehrsprachigkeit als Gewinn anerkennen und fördern 134 
• Nutzung von bildgestützter Kommunikation fördern und als Qualitätsstandard 135 

vorgeben 136 
• Hörbücher und Bücher in mehreren Sprachen anbieten 137 
• Bücher und Spielmaterialien anbieten, die Kinder of Color, verschiedene 138 

Familienformen und Religionen selbstverständlich abbilden 139 
• Familienzentren ausbauen und qualitativ entwickeln 140 
• Mehrsprachige Elternkommunikation und Sprachmittlung in Kitas und Familienzentren 141 

absichern 142 

4.1.4 Unser Ziel: Gebührenfreie Kitas 143 

Genau wie die Schulkinder müssen auch alle jüngeren Kinder Zugang zu gebührenfreien 144 
Bildungseinrichtungen erhalten. Das Ziel einer besseren und gerechten Kitapolitik ist ein 145 
gebührenfreies System, denn Bildung ist keine Ware und Vorschulzeit ist auch Bildungszeit. 146 

Unser Ziel ist die gebührenfreie Kita, denn Bildung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe 147 
und muss daher von der gesamten Gesellschaft finanziert werden. 148 

Was in Rheinland-Pfalz und Berlin geht, darf den Familien in Nordrhein-Westfalen nicht 149 
vorenthalten werden. 150 

Was sich dringend ändern muss: Alle Kommunen erheben je nach Kassenlage 151 
unterschiedliche und teilweise sehr hohe Gebühren. 152 

Das Land NRW soll die für die Kitas notwendigen Kosten übernehmen und die Kommunen 153 
durch einen Finanzausgleich entlasten. Teil der Kostenübernahme soll auch ein höherer 154 
Personalschlüssel sein, denn die Abschaffung der Kitagebühren darf nicht auf das 155 
pädagogische Personal abgewälzt werden. 156 
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Solange es noch Kitagebühren gibt, setzen wir uns mindestens für eine landesweit 157 
einheitliche Regelung ein, sozial gestaffelt und erst ab einem Jahreseinkommen von 40.000 158 
Euro beginnend.  159 

Als Linke wollen wir: 160 
• perspektivisch die Kitagebühren in ganz NRW abschaffen 161 
• die Kosten für die Kommunen durch das Land ausgleichen 162 
• die Kitafinanzierung zur Verbesserung der Qualität aufstocken 163 

3.1.5 Mehr Personal für verlässliche Zeiten und bessere Qualität 164 

In den Kitas in NRW fehlen Fachkräfte und damit Zeit für hochwertige pädagogische Arbeit. 165 

Der Druck auf die Beschäftigten wächst, und sie sind dadurch oftmals überlastet. Dies führt 166 
zu hohen Krankheitsständen und eingeschränkten Öffnungszeiten, was wiederum die 167 
Verlässlichkeit der Kita im Familiensystem ins Wanken bringt. 168 

Die derzeit sinkenden Kinderzahlen wollen wir zur dringend notwendigen Entzerrung der 169 
Arbeitsbelastung und zur Qualitätsentwicklung nutzen, statt für Schließungen und 170 
Personalabbau. Der Personalschlüssel muss Krankheit, Urlaub und Vorbereitungszeit 171 
beinhalten, damit es nicht immer wieder zu kurzfristigen Einschränkungen des Angebots 172 
gibt. Dies schließt Ausfallreserven und Springerkräfte für Notfälle mit ein. 173 

Auch angesichts des Rechtsanspruchs im offenen Ganztag in der Grundschule sind mehr 174 
Anstrengungen zur Gewinnung von Personal nötig. Die praxisintegrierte Ausbildung (PiA) 175 
wollen wir ausbauen und an den Berufskollegs deutlich mehr Schulplätze für die 176 
Erzieher*innenausbildung schaffen.  177 

Wir setzen uns gemeinsam mit den Beschäftigten und ihren Gewerkschaften für eine weitere 178 
Aufwertung der Berufe des Erziehungswesens ein.  179 

Das Kita-Personal benötigt mehr Zeit für Vorbereitung, Dokumentation und Elterngespräche. 180 
Die Kitas benötigen mehr Fachpersonal, zum Beispiel für Sprachförderung und 181 
Musikerziehung. 182 

Familien sind angewiesen auf verlässliche Öffnungszeiten, auch in den Sommerferien. Für 183 
Sonderfälle und Notsituationen sollen Betreuungskonzepte über die Regelzeiten hinaus 184 
gefunden werden. Mehrwöchige Schließzeiten im Sommer sind eine unnötige Belastung der 185 
Familien. 186 
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Als Linke wollen wir: 187 
• mehr Ausbildungskapazitäten an Berufskollegs und Fachschulen, PiA-188 

Praktikumsstellen fördern und ausbauen sowie Ausbildungsplätze in Kitas schaffen 189 
• die Anerkennung im Ausland erworbener pädagogischer Abschlüsse erleichtern und 190 

Qualifizierungswege für migrantische Fachkräfte ausbauen 191 
• die Gruppengrößen verringern und mehr Fachpersonal für besondere Aufgaben 192 

bereitstellen, verbindliche und bezahlte Vor- und Nachbereitungszeit gewährleisten 193 
• mehr Arbeitszeit für Vorbereitung, Dokumentation und Weiterbildung, sowie 194 

Ausfallreserven und Springerkräfte für Notfälle 195 
• einen gesetzlich garantierte Fachkraft-Kind-Schlüssel: die 1:60 Regelung aufgeben 196 

und stattdessen die dauerhafte Anwesenheit von mindestens zwei Fachkräften 197 
gewährleisten 198 

• statt Sommerschließzeiten flexible Urlaubszeiten einführen 199 
• flächendeckend verlässliche Öffnungszeiten sicherstellen 200 

3.1.6 Ein erneuertes Kinderbildungsgesetz für gute Kitas 201 

Die aktuelle Landesregierung von CDU und Grünen hat 2026 eine Neufassung des 202 
Kinderbildungsgesetz (KiBiz) vorgelegt, in der unter anderem die Zahl der Kinder pro 203 
Fachkraft erhöht werden kann. In der Realität wird der eigentlich vorgesehene 204 
Personalschlüssel bereits heute nicht praktiziert, da die Kitas personell viel zu schlecht 205 
besetzt sind und Krankheitsfälle kaum ausgeglichen werden können.  206 

Je mehr Kinder in einer Gruppe sind, desto höher wird die Belastung für die Beschäftigten, 207 
womit sich auch für die Kinder die Situation verschlechtert. Es gibt weniger Zeit für einzelne 208 
Kinder, mehr Lärm, mehr Konflikte. In größeren Gruppen steigt auch das Risiko für Fehler 209 
und Unfälle. 210 

Die Fachkraft-Kind-Relation ist im KiBiz deutlich zu niedrig. Mit den Kindpauschalen hält das 211 
die Regierung an einem überholten Finanzierungssystem fest. Wir wollen eine grundständige 212 
Einrichtungsfinanzierung mit der Übernahme der realen Kosten erreichen. 213 

Es darf auch keine finanziellen Anreize zur Überbelegung geben. Vielmehr soll 214 
Überbelegung für Notfälle von nicht mehr als 3 Monaten reserviert sein und nicht alltägliche 215 
Möglichkeit. 216 

Echte Mitbestimmung der Eltern fehlt weiterhin. Wir setzen uns dafür ein, die Kinderrechte-217 
Charta der UN muss vollständig umzusetzen und auch Kindern selbst mehr Mitgestaltung zu 218 
ermöglichen beispielsweise mit der Durchführung von Kinderkonferenzen. 219 

Wir wollen das KiBiz umfassend erneuern, in einem demokratischen und transparenten 220 
Prozess gemeinsam mit Eltern, Beschäftigtenvertretungen, Trägern und Pädagog*innen.  221 

Gewerkschaftliche Vorstellungen dazu wollen wir aufgreifen, wie kleinere Kitagruppen, 222 
multiprofessionelle Teams und eine bessere Fachkraft-Kind-Relation. 223 
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Als Linke wollen wir: 224 
• eine gruppenbezogene Finanzierung (KiTa-Pauschalen statt Kindpauschalen) für 225 

mehr Planungssicherheit 226 
• ein Verbot der Überbelegung (Erhöhung der Kinderzahl in einer Gruppe) für die Dauer 227 

von mehr als drei Monaten 228 
• die tatsächlich anfallenden Kosten durch das Land übernehmen 229 
• alle Kita-Beschäftigten tariflich entlohnen und ihre Berufe weiter Aufwerten durch 230 

höhere Gehälter und bessere Arbeitsbedingungen 231 
• Gesundheitsschutz verbessern, Infektionsschutzgesetz zur Senkung von 232 

Krankheitstagen konsequent anwenden 233 
Inklusion wollen wir im KiBiz strukturell verankern: 234 

• Heilpädagogische Einrichtungen einbeziehen 235 
• Eine Inklusionspauschale als Strukturförderung für alle Kitas  236 
• Kleinere Gruppen für Kinder mit Förderbedarf 237 
• Klares Verhältnis zwischen KiBiz und Eingliederungshilfe 238 

3.1.7. Kindertagespflege qualitativ und finanziell aufwerten 239 

Der Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz darf nicht den Blick dafür versperren, dass 240 
Kinder unter drei Jahren einer besonderen Fürsorge bedürfen. Ein Großteil der Unter-241 
Dreijährigen lebt sich in der Kindertagesstätte schnell ein, weshalb Eltern diese überwiegend 242 
befürworten. Andere brauchen eher eine familiennahe Alternative. Mit der Aufnahme in die 243 
Kindertagespflege gehen diese Kinder einen ersten Schritt aus dem behüteten Umfeld der 244 
Familie. 245 

Die (häufig selbstständige) Arbeit der Tagespflegepersonen ist durch fehlende 246 
Planungssicherheit hinsichtlich der Platzbelegung, geringe Einkommen und große 247 
pflegerische und pädagogische Herausforderungen geprägt. Bis zu fünf Unter-Dreijährige 248 
allein zu betreuen, ist ein Personalschlüssel, der sowohl der Tagespflegeperson als auch 249 
dem Kindeswohl nicht immer zuträglich ist. 250 

Großtagespflegeeinrichtungen werden als kostengünstiger Kita-Ersatz vielerorts ausgebaut, 251 
müssen dazu aber kaum qualifikatorische und pädagogische Standards oder Außenflächen 252 
vorweisen. Als Linke setzen wir uns dafür ein, die bestehenden 253 
Großtagespflegeeinrichtungen in Mini-Kitas mit Fachkräftegebot, pädagogischen Standards 254 
und sozialer Absicherung für die Beschäftigten umzuwandeln. 255 

Tagespflegepersonen sollen im Rahmen einer Ausbildungsoffensive berufsbegleitend 256 
Weiterbildungsangebote für die Qualifizierung als staatlich anerkannte Erzieher*innen 257 
erhalten. 258 
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Als Linke wollen wir: 259 
• die Ausbildungs- und Fortbildungskosten von Tagespflegepersonen durch das Land 260 

gewährleisten 261 
• berufsbegleitende Weiterbildungsangebote für die Qualifizierung als Erzieher*in 262 

schaffen 263 
• Großtagespflegen in Mini-Kitas umwandeln mit Fachkraft-Gebot, pädagogischen 264 

Standards, Außenflächen und sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätzen 265 
• sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsmodelle in der Tagespflege ausbauen 266 
• Vertretungsregeln in der Tagespflege verbindlich machen, Vertretungsplätze sichern 267 

 268 
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3.2 Gute Gemeinschaftsschulen für alle schaffen 269 

3.2.1 In Schule investieren und Lehrkräftemangel beheben 270 

Viele Schulgebäude in NRW sind in einem schlechten baulichen Zustand, viele 271 
Toilettenanlagen sind dringend sanierungsbedürftig. Es fehlt an geeigneten Räumen für den 272 
Ganztag, an Mensen, Fachräumen und Turnhallen. NRW ist das Schlusslicht unter den 273 
Bundesländern bei der Bildungsfinanzierung. 2023 gab die Landesregierung nur 8.900 Euro 274 
pro Jahr und Schüler*in aus (Bundesdurchschnitt: 9.800 Euro), und von 2018 bis 2026 sank 275 
der Anteil der Bildung am Gesamthaushalt von 59% auf 41%. 276 

Besonders sichtbar wird der Mangel an Geld und Personal in Zusammenhang mit dem 277 
Unterrichtsausfall. Dieser wird im Schulministerium zwar heruntergespielt, tatsächlich haben 278 
aber eine Untersuchung des Landesrechnungshofs und Stichproben von Elternverbänden 279 
gezeigt, dass der Unterrichtsausfall in NRW erheblich ist. 280 

Alarmierend sind auch die Probleme bei der Stellenbesetzung. In NRW gibt es einen 281 
gravierenden Lehrkräftemangel. Nicht nur die Arbeitsbelastung, auch die fehlenden Plätze 282 
an den Hochschulen sind Ursachen dafür. Selbst wenn die Hochschulplätze sofort 283 
geschaffen würden, bedarf es Übergangslösungen für den aktuellen Bedarf. 284 

Bisher werden die beruflichen Qualifikationen neu zugewanderter bzw. geflüchteter 285 
Menschen aus Bildungsberufen nur unter großen Schwierigkeiten anerkannt. Einzelne 286 
Pilotprojekte an Hochschulen für das C1-Deutschniveau und pädagogisch-didaktische 287 
Zusatzqualifikationen wollen wir ausbauen. Seiteneinsteiger*innen weiterhin eine Rolle bei 288 
der Ersetzung pensionierter Lehrkräfte spielen. Sie müssen mehr Unterrichtsentlastung für 289 
ihre pädagogisch-didaktische Ausbildung erhalten. Bislang werden Seiteneinsteiger*innen 290 
schlechter bezahlt als die Regellehrkraft und haben keine Chancen auf Beförderungen. 291 

Als Linke wollen wir: 292 
• ein umfängliches Investitionsprogramm für Schulsanierung und Schulneubau auflegen 293 
• 7.500 zusätzliche Lehrkräfte einstellen (Erhöhung der Stellen um 5 Prozent) zur 294 

Verbesserung der Unterrichtsqualität (z. B. auch durch Verkleinerung der 295 
Klassengrößen) und zur Bekämpfung des Unterrichtsausfalls 296 

• Die Absenkung und Angleichung der Unterrichtsverpflichtung der Lehrkräfte 297 
• Zusätzliche Entlastungsstunden für Schulen mit besonderen Herausforderungen 298 
• die Zahl der Lehramts-Studienplätze durch gezielte Finanzierung der Hochschulen 299 

erhöhen 300 
• neu zugewandertes Personal aus Bildungsberufen sprachlich und pädagogisch-301 

didaktisch qualifizieren 302 
• mehr Lehrkräfte mit Migrationsgeschichte gewinnen und eine diskriminierungsfreie 303 

Einstellungs- und Beförderungspraxis sicherstellen 304 
• die Seiteneinsteiger*innen entlasten und an den Ausbildungsseminaren in speziellen 305 

Gruppen nach ihren Bedarfen qualifizieren 306 
• den Seiteneinsteiger*innen Aufstiegschancen ins Regelsystem der Bewerbungen und 307 

Beförderungen bieten 308 

3.2.2 Gute Ganztagsschulen ohne Hausaufgaben  309 
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Lernen ist erfolgreich mit Interesse und Motivation. Diese entstehen nicht durch Druck, 310 
Klassenarbeiten und Noten, sondern durch eigenverantwortliches Lernen, das Raum gibt für 311 
Irrtümer, Fehlersuche, spannende Projekte und Kleingruppenarbeit. 312 

Die übliche Teilung von Vormittags-Unterricht und Nachmittags-Hausaufgaben entspricht 313 
nicht dem Stand der Lernforschung und vertieft nur die Bildungsungleichheit. In vielen 314 
Ländern Europas sind die Schulen nicht nur besser ausgestattet, sondern die erfolgreichen 315 
PISA-Staaten verfahren auch im Ganztag und ohne Ziffernnoten. 316 

Wenn Schüler*innen von 8 bis 16 Uhr in der Schule sind, ändert sich das Lernen. Richtige, 317 
das heißt gebundene Ganztagsschulen kennen keine Hausaufgaben, denn die Zeiten für 318 
Übungen und Training liegen während der Schulzeit im Ganztag. Nach dem Schultag haben 319 
alle Kinder und Jugendliche frei für Spiel und Hobbys. Am Ende des Schultags gilt: Alle 320 
Bücher, Hefte und Materialien bleiben in der Schule. Damit fällt auch das Tragen schwerer 321 
Schultaschen weg. 322 

Wir wollen als Ziel gebundene Ganztagsschulen, bei denen im Unterschied zu offenen 323 
Ganztagsschulen Lehrer*innen und pädagogisches Fachpersonal auch am Nachmittag in 324 
den Schulen und für die Schüler*innen da sind. 325 

Alle Schüler*innen sollen ein kostenloses Mittagessen erhalten. 326 

Als Linke wollen wir: 327 
• einen verlässlichen Schulbetrieb im gebundenen Ganztag von 8 bis 16 Uhr 328 

sicherstellen 329 
• spätestens ab 16 Uhr und am Wochenende Freizeit für die Schüler*innen wahren 330 
• Übungsaufgaben in die Schulzeit integrieren 331 
• Schulmaterial in der Schule lassen, keine täglichen schweren Ranzen mehr 332 
• ein kostenloses Mittagessen für alle Schüler*innen 333 

3.2.3 Schluss mit Stress durch Noten, Zeugnisse und Sitzenbleiben 334 

Bereits Grundschulkinder leiden zunehmend darunter, doch für Jugendliche wird es zum 335 
Normalzustand: Schule bedeutet immer häufiger Lernstress bis in den Abend, Angst vor 336 
Noten und Zeugnissen und Sorgen um die Zukunft. Immer mehr Schüler*innen werden krank 337 
durch Stress. Die UN-Kinderrechtskonvention garantiert das Recht auf Freizeit und Spiel. 338 
Wir nehmen die Diskussion um die Kinderrechte und die Warnungen der Pädagog*innen und 339 
Mediziner*innen ernst. 340 

Ebenso wie die Schulforschung und die Bildungswissenschaft wollen auch wir das 341 
unzureichende System der Ziffernnoten überwinden. An ihre Stelle sollen individuelle 342 
Beurteilungen treten, die Fähigkeiten beschreiben und Lernfortschritte berücksichtigen. 343 
Hinzu kommt: Ziffernnoten sind nicht objektiv: Studien zeigen, dass Kinder mit 344 
Migrationsgeschichte bei gleicher Leistung häufig schlechtere Noten erhalten. 345 

Leistungsbewertung muss der Lernförderung dienen, nicht der Beschämung und 346 
Bestrafung. Daher soll sie im Dialog lernförderliche Hinweise geben und ermutigen. Wir 347 
setzen uns für eine entsprechende Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte ein, damit in den 348 
Schulen eine „Kultur des Behaltens“ statt einer „Kultur des Sitzenbleibens“ eingeführt 349 
werden kann. 350 
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Ziffernnoten soll es nur noch für die Abschlusszeugnisse geben. Unser Ziel ist eine Schule 351 
ohne Noten. 352 

Als Linke wollen wir: 353 
• Fähigkeiten und Lernfortschritte individuell beurteilen statt Ziffernnoten 354 
• Stress und Leistungsdruck abbauen und eigene Motivation fördern 355 
• das „Sitzenbleiben“ abschaffen und eine „Kultur des Behaltens“ entwickeln 356 
• eine Jahrgangswiederholung nur auf Antrag der Schüler*innen ermöglichen 357 
• Schüler*innen individuell gezielt fördern 358 
• eine von den Schüler*innen ausgehende und sie begleitende Bildungswegberatung 359 

erweitern 360 

3.2.4 Mobbing verhindern und Hilfen für mentale Gesundheit anbieten 361 

Immer mehr Kinder und Jugendliche leiden unter psychischen Belastungen oder sogar 362 
Erkrankungen. Dazu zählen zum Beispiel Ängste, Depressionen, Essstörungen oder soziale 363 
Probleme wie Mobbing. In NRW litten 13 Prozent der Bevölkerung ab 10 Jahren in den 364 
vergangenen 12 Monaten an einer Depression.  365 

Mobbing ist häufig rassistisch, antisemitisch, queerfeindlich oder frauenverachtend motiviert 366 
Diese Hintergründe müssen benannt und in Präventionsprogrammen ausdrücklich 367 
berücksichtigt werden. 368 

Als Linke setzen wir uns für die Entstigmatisierung von psychischen Erkrankungen ebenso 369 
wie von Neurodivergenz ein. Wir wollen jede Schule in NRW zu einem inklusiven und 370 
barrierefreien Ort machen, an dem sich alle sicher und akzeptiert fühlen können. 371 

Inzwischen bieten vor allem regionale Träger aus dem Bereich der Sozialverbände und 372 
Selbsthilfeorganisationen Projekte für Schulen im Bereich mentaler Gesundheit an. 2025 373 
wurde mit „MindOut“ ein Projekt zur Stärkung der sozialen und emotionalen Kompetenzen 374 
von Schüler*innen gestartet, das in den kommenden Jahren an ausgewählten Schulen 375 
stattfinden soll. Aus unserer Sicht sind diese Ansätze zwar sinnvoll, werden dem realen 376 
Bedarf aber bei weitem nicht gerecht. 377 

Das Wissen über mentale Erkrankungen und der Umgang damit sollten dringend ein 378 
selbstverständlicher Bestandteil der Lehrerausbildung und des Alltags an allen Schulen sein.  379 

Wir wollen die Schulsozialarbeit als feste Aufgabe der Schulen mit einem ausreichenden 380 
Schlüssel zur Schüler*innenzahl ins NRW-Schulgesetz aufnehmen. Die Dienstaufsicht soll 381 
bei den Schulleitungen, die Fachaufsicht bei den Jugendämtern liegen, damit die 382 
Sozialpädagog*innen von der Schulleitung unabhängige Ansprechpartner*innen sein 383 
können. 384 

Neben der festen Installierung der Schulsozialarbeit setzen wir uns für die Einführung und 385 
Ausweitung von Stellen für Schulpsycholog*innen in jeder Kommune ein. 386 
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Als Linke wollen wir: 387 
• mentale Gesundheit zum Standard in der Lehrerausbildung machen und 388 

flächendeckende Fortbildungsangebote organisieren 389 
• das Wissen über Krankheitsbilder wie Ängste, Depressionen und Essstörungen in die 390 

Lehrpläne aufnehmen und Projekte zum Thema an allen Schulen fördern 391 
• ein landesweites Programm gegen Mobbing in Schulen mit Projekttagen für 392 

Schüler*innen und Fortbildungsangeboten für Lehrer*innen 393 
• Schulsozialarbeit fest im Schulgesetz mit ausreichendem Schlüssel verankern 394 
• Finanzierung der Schulsozialarbeit sichern für feste Stellen als Landesbeschäftigte 395 

mit Tarifbindung 396 

3.2.5 Bessere Grundschulen mit gebührenfreiem Ganztag 397 

Momentan wird der gebührenpflichtige sogenannte „offene Ganztag“ von außerschulischen 398 
Trägern und Vereinen an einem Teil der Grundschulen als Nachmittagsbetreuung mit höchst 399 
unterschiedlicher Qualität organisiert. Die meisten Mitarbeitenden im „offenen Ganztag“ 400 
haben schlecht bezahlte, unsichere Jobs. In vielen Schulen erhalten Kinder nur dann einen 401 
Platz, wenn die Eltern umfassende Berufstätigkeit nachweisen. Dem „offenen Ganztag“ fehlt 402 
es an einer gesetzlichen Verankerung, an verbindlichen Qualitätsstandards, an guter Arbeit 403 
und er muss schrittweise zum gebundenen Ganztag umgewandelt werden. Dies wollen wir 404 
in einem Gesetz für guten Ganztag umsetzen. Im gebundenen Ganztag findet der gesamte 405 
Schultag ist rhythmisiert statt: das bedeutet, dass sich Phasen von Unterricht, 406 
Übungseinheiten und Entspannung abwechseln. Auch am Nachmittag sind nicht nur 407 
Schüler*innen, sondern auch Lehrer*innen in der Schule. 408 

2026 wurde bundesweit ein Rechtsanspruch auf einen Ganztagsplatz im Primarbereich 409 
eingeführt. Die Ganztagsgarantie in der Grundschule wird aber durch die Landesregierung 410 
NRW weder geplant noch auskömmlich finanziert. Um allen Kindern einen Platz bieten zu 411 
können, gibt es dringenden Ausbau- und Investitionsbedarf besonders bei den 2.800 412 
Grundschulen im Land, welchen die Städte und Gemeinden zu bewältigen haben. Es fehlen 413 
nicht nur Räume (wie Mensen, Essensräume, Gruppenräume) und Flächen, sondern auch 414 
Fachpersonal (z. B. Erzieher*innen).  Auch die von der Bundesregierung versprochene 415 
Ganztagsgarantie ändert nichts daran, dass der Platz gebührenpflichtig sein wird. Das muss 416 
sich ändern: Wir wollen gebührenfreie Bildung und guten Schulen mit gebundenem Ganztag. 417 

Seit der Abschaffung verbindlicher Grundschuleinzugsbezirke beginnt die soziale Selektion 418 
oft schon mit der Einschulung, durch Schulen, in denen Kinder mit und ohne 419 
Migrationsgeschichte jeweils unter sich bleiben. Wir wollen keine Bildungssegregation, 420 
sondern Schulen, in denen alle Kinder eines Viertels gemeinsam lernen. 421 
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Als Linke wollen wir: 422 
• eine gesetzliche Grundlage für einen guten Ganztag und den Rechtsanspruch im 423 

Schulgesetz verankern 424 
• Elternbeiträge für den offenen Ganztag streichen, da Schule gebührenfrei sein muss 425 
• die vorhandenen Ganztagsplätze ausbauen, damit jedes Kind versorgt wird 426 
• qualifizierte Erzieher*innen und Lehrkräfte im Ganztag beschäftigen 427 
• den offenen schrittweise zum gebundenen Ganztag umbauen: Neue 428 

Ganztagsschulen auch im Primarbereich vor allem als gebundene Ganztagsschulen 429 
genehmigen. Perspektivisch sollen offene flächendeckend in gebundene 430 
Ganztagsangebote umgewandelt werden. 431 

• die Grundschuleinzugsbezirke sollen wieder verbindlich eingeführt werden 432 

3.2.6 Besser lernen in einer gemeinsamen Schule 433 

Bildungschancen sind im selektiven Schulsystem sehr ungleich verteilt. Besonders hohe 434 
Risiken aussortiert zu werden, haben Kinder aus armen Familien und Kinder aus Familien mit 435 
Migrationsgeschichte. 436 

Wir wollen das Schulsystem deshalb weiterentwickeln zu einer gemeinsamen inklusiven 437 
Schule für alle Kinder von der ersten bis zur zehnten Klasse in Ganztagsform. Diese Schule 438 
bezieht alle Schulformen, auch Förderschulen und Gymnasien, ein. Die gemeinsame Schule 439 
orientiert sich an den individuellen Lernbedürfnissen einzelner Schüler*innen. Sie ist inklusiv 440 
und sozial ausgleichend. 441 

Diese Schule ist jahrgangsübergreifend, fördernd und kennt keine Ziffernnoten. Sie fördert 442 
das soziale Miteinander und den Spaß am Lernen.  443 

In NRW gibt es mit dem Schulversuch PRIMUS-Schule ausgesprochen positive Erfahrungen 444 
einer Schule von der ersten bis zur zehnten Klasse. Die Berichte der wissenschaftlichen 445 
Begleitforschung untermauern nachdrücklich den Erfolg einer solchen Schule. 446 

Im Übergang zur gemeinsamen Schule sollen Gymnasien künftig alle Schüler*innen 447 
behalten, die sie aufgenommen haben und keine Abschulungen mehr vornehmen. Sie sollen 448 
wie Gesamtschulen alle Abschlüsse der Sekundarstufen I und II vergeben und im 449 
Wahlpflichtbereich neben der zweiten Fremdsprache auch weitere nicht-sprachliche 450 
Unterrichtsinhalte anbieten, insbesondere auch Arbeitslehre und Pädagogikunterricht. 451 
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Als Linke wollen wir: 452 
• Mehr jahrgangsübergreifendes Lernen 453 
• Individuelle Förderung und Rücksicht auf die persönliche Entwicklung 454 
• Klassen auf zwanzig Schüler*innen verkleinern 455 
• Teamteaching, insbesondere zur Inklusion von Menschen mit Förderbedarf 456 
• Schulen in NRW schrittweise zu besseren gemeinsamen Schulen umbauen 457 

Als Zwischenschritte auf dem Weg zu einem längeren gemeinsamen Lernen wollen wir: 458 
• den PRIMUS-Schulversuch deutlich ausweiten 459 
• weiterführende Schulen vorrangig als Gesamtschulen errichten 460 
• Gymnasien ohne Abschulungen, mit der Möglichkeit zu allen Abschlüssen der 461 

Sekundarstufen I und II und einem erweiterten Angebot im Wahlpflichtbereich I neben 462 
der zweiten Fremdsprache (z.B. Arbeitslehre, Informatik) 463 

3.2.7 Gesamtschulen dem realen Bedarf anpassen 464 

Gesamtschulen kommen der Idee und Praxis einer besseren gemeinsamen Schule am 465 
nächsten. Statt jährlich mehr als 5.000 Kinder in NRW wegen Platzmangel abzuweisen, 466 
sollten die Gesamtschulen sofort ausgebaut und so weiterentwickelt werden, dass sie dem 467 
Anspruch einer inklusiven Schule der Vielfalt und Differenz so entsprechen, dass sie in ihrer 468 
inneren Strukturierung auf Elemente eines gegliederten Schulsystems verzichten, z. B. auf 469 
eine äußere Fachleistungsdifferenzierung, und sich zu Teamschulen entwickeln. 470 

Der Landtag soll schnellstmöglich allen Kindern einen Rechtsanspruch auf einen 471 
Gesamtschulplatz gewähren und die Kommunen beim bedarfsdeckenden Ausbau der 472 
Gesamtschulen unterstützen. 473 

Als Linke wollen wir: 474 
• Einen Rechtsanspruch auf einen Platz in einer Gesamtschule für jedes Kind 475 
• Weiterführende Schulen vorrangig als Gesamtschulen errichten 476 

3.2.8 Oberstufe und Berufskolleg gemeinsam zur besseren Sekundarstufe II entwickeln 477 

Was in vielen Städten bereits aus der Not geboren wurde, sollte zu einer besseren Schule ab 478 
dem 11. Jahrgang weiterentwickelt werden: Oberstufenzentren mit einem breiten 479 
Fächerangebot, die mit mehreren Schulen der Sekundarstufe I vor Ort kooperieren. 480 

In der Oberstufe steht die Vorbereitung auf den Beruf mit dem Setzen persönlicher 481 
Schwerpunkte im Mittelpunkt. Dafür muss es eine Mindestgröße geben, die 482 
Wahlmöglichkeiten in einem breiten Fächerangebot ermöglicht. Mit Oberstufenzentren kann 483 
zudem die mit dem Rückgang der Schüler*innenzahlen entstandene Versorgungslücke im 484 
ländlichen Raum geschlossen werden. Zukünftig wollen wir diese Oberstufenzentren mit den 485 
Berufskollegs zu einem umfassenden System der Sekundarstufe II verbinden, das die 486 
Möglichkeit bietet, die Hochschulreife und eine Berufsausbildung in flexiblen Zeiträumen zu 487 
erreichen. 488 

Um den Anspruch einer umfassenden Bildung realisieren zu können, sollte auf 489 
kompetenzorientierte Kernlehrpläneverzichtet werden. Wir wollen sie durch Lehrpläne 490 
ersetzen, die ein fachbezogenes Verständnis von Bildung als Zentrum ausweisen und dieses 491 
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im Lehrplan in einer operativen Form entfalten. Bei der Erstellung solcher von Bildung 492 
bestimmten Lehrplänen sollen die Betroffenen zu Beteiligten gemacht werden. 493 

Das 2007 in NRW eingeführte Zentralabitur bereits viele Kollateralschäden hervorgebracht 494 
und sich negativ auf die Gestaltung von Unterricht ausgewirkt. Wir wollen, dass neben 495 
zentralen Aufgaben den einzelnen Schulen Möglichkeiten gegeben werden, die 496 
Besonderheit ihres Profils und ihres Standortes zum Ausdruck zu bringen. Dies soll durch 497 
dezentral formulierte Aufgaben mit gleichwertiger Berücksichtigung im 498 
Anforderungshorizont und bei der Leistungsbewertung ermöglicht werden. 499 

Als Linke wollen wir: 500 
• das Zentralabitur so verändern, dass auch dezentral formulierte Aufgaben möglich 501 

gemacht werden 502 
• gemeinsame Oberstufenzentren für jeweils mehrere Sekundarstufe-I-Schulen 503 

einrichten 504 
• ein umfangreiches Fächerangebot in allen Oberstufen sicherstellen 505 
• Oberstufe und Berufskolleg zu einer besseren Sekundarstufe II entwickeln 506 

3.2.9 Freizeit in der Schule mit Partnern gemeinsam gestalten 507 

Bessere Schulen und weniger Stress für Schüler*innen und ihre Familien bedeutet, dass ein 508 
Teil der Freizeitaktivitäten in den ganztägigen Schultag integriert ist. Die Musikschule, 509 
Sportvereine, Theater oder Kunstprojekte sowie über den Unterricht hinausgehende 510 
Angebote, wie Wissenschaftsprojekte, Arbeitsgruppen und Debattierklubs, werden in die 511 
Schule hineingeholt und entwickeln in fester Zusammenarbeit mit den Lehrkräften und 512 
Erzieher*innen ein vielfältiges Angebot. 513 

Damit ein solches Angebot flächendeckend entstehen kann, muss die Landesregierung 514 
endlich die bereits versprochenen Mittel für die Zusammenarbeit zwischen den Schulen und 515 
außerschulischen Partnern bereitstellen. Dazu gehört auch, dass für solche Angebote keine 516 
zusätzlichen Gebühren erhoben werden. Ehrenamtliche Tätigkeiten dürfen dabei keine 517 
ersetzende Funktion haben und so missbraucht werden. 518 

Als Linke wollen wir: 519 
• den Start und die Finanzierung umfassender Zusammenarbeit von Schulen und 520 

Partnern 521 
• gebührenfreie Angebote: jedem statt nur manchem Kind ein Instrument 522 
• Sport und Kultur im Ganztag statt Terminstress in der Freizeit 523 
• den Ausbau von Sport- und Freizeitstätten 524 

3.2.10 Multiprofessionelle Teams 525 

Es gibt Bereiche im Schulalltag, die Lehrkräfte neben ihren zahlreichen Aufgaben nicht 526 
abdecken können. Um Schüler*innen umfassend und angemessen fördern zu können, 527 
fordern wir als Linke deshalb, an allen Schulformen des Landes NRW dauerhaft 528 
multiprofessionelle Teams einzurichten. Diese sollen neben den Lehrkräften je nach Bedarf 529 
der einzelnen Schulen z. B. Aus Sozialpädgog*innen, Sonderpädagog*innen, Erzieher*innen, 530 
Schulpädagog*innen, Schulpsycholog*innen und Integrationshelfenden bestehen. 531 
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Multiprofessionelle Teams brauchen nicht nur eine Verankerung in der Organisation der 532 
Schule, sondern auch Zeitkontingente für Besprechungen und die Mitgestaltung des 533 
Systems Schule. Ihre Mitglieder wollen wir auf Augenhöhe in das Kollegium integrieren. Da 534 
multiprofessionelle Teams nicht von selbst entstehen, sollten Schulen entsprechend 535 
Fortbildungsangebote erhalten sowie durch die Schulleitung und die Schulaufsicht 536 
unterstützt werden. Gleichzeitig nimmt ein multiprofessionelles Team auch Verantwortung 537 
für die pädagogische Organisation der gesamten Schule wahr und erledigt Aufgaben im 538 
Rahmen der programmatischen Schulentwicklung. Sie sollen zu einer festen Größe in einem 539 
Kollegium werden und unter den Bedingungen der Tarifbindung (TV-L) und 540 
Personalvertretung nach dem Landespersonalvertretungsgesetz arbeiten. 541 

Als Linke wollen wir: 542 
• die Einrichtung multiprofessioneller Teams (Schulsozialarbeit, Schulpädagogik, 543 

Schulpsychologie, Sonderpädagogik, Inklusionshilfe) fest im Schulgesetz mit 544 
ausreichendem Schlüssel und Ressourcen verankern 545 

• die Finanzierung durch den Landeshaushalt sichern für feste Stellen als 546 
Landesbeschäftigte mit Tarifbindung 547 

3.2.11 Schulen demokratisch gestalten und als Orte der politischen Bildung stärken 548 

Autonomie und Demokratie spielen für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen eine 549 
wichtige Rolle. Schüler*innen sollen von Anfang an lernen, ihr Zusammenleben und ihr 550 
Lernen selbst zu gestalten. Das gilt für die Inhalte wie für die Formen des Lernens. 551 
Projektorientierung und die Überwindung von Klassen- und Altersgrenzen sind wichtige 552 
Schritte für eine Selbstorganisierung des Lernprozesses. 553 

In allen Schulen braucht es verbindlich demokratische Erziehung und politische Bildung. 554 
Dazu gehören die institutionalisierte Beteiligung der Schüler*innen, die durchgängig in der 555 
Stundentafel vorgesehene politische Bildung durch Fachlehrkräfte und 556 
Arbeitsgemeinschaften, die sich auch im schulischen Umfeld mit politischen Aktionen 557 
beschäftigen. Nur so kann Schule dem Legitimationsverlust des demokratischen Systems 558 
vorbeugen und einen Beitrag zur wehrhaften Demokratie gegen den Rechtsruck leisten. 559 

Als Linke wollen wir: 560 
• die Entscheidungsstrukturen der Schulen demokratischer gestalten 561 
• 50 Prozent der Stimmen in der Schulkonferenz für Schüler*innen vorsehen 562 
• den Schüler*innenvertretungen zugestehen, sich mit allen Belangen befassen zu 563 

dürfen 564 
• die Stärkung der partizipativen Schul- und Unterrichtsentwicklung 565 
• die Verankerung einer institutionalisierten Form demokratischer Erziehung und 566 

politischer Bildung auf allen innerschulischen Handlungsebenen und im 567 
Schulentwicklungsprogramm 568 

3.2.12 Schulen mit größeren Herausforderungen materiell und personell besser 569 
unterstützen  570 

Die schulischen Nachteile von Schüler*innen aus einkommensarmen, sozioökonomisch 571 
benachteiligten und nichtakademischen Elternhäusern haben sich während der vergangenen 572 
Jahre vergrößert. 573 
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Die Schulen sind je nach räumlicher Lage und Schülerschaft mit ganz unterschiedlichen 574 
Herausforderungen konfrontiert. Schulen mit vielen Herausforderungen haben die größten 575 
Klassen und die meisten unbesetzten Stellen. Wenn neues Personal kommt, sind es oft 576 
Seiteneinsteiger*innen, die zusätzlich didaktisch und pädagogisch qualifiziert werden 577 
müssen. 578 

Die Landespolitik hat zum Schuljahr 2021/2022 endlich den „schulscharfen“ Sozialindex 579 
eingeführt. Dieser misst an der einzelnen Schule den Anteil von Schüler*innen aus Familien, 580 
die Transferleistungen beziehen oder eine nichtdeutsche Familiensprache haben. Auch der 581 
Anteil an Kindern mit den sonderpädagogischen Förderschwerpunkten Lernen, Emotionale 582 
und Soziale Entwicklung oder Sprache wird einbezogen.  583 

Die bereitgestellten Mittel der Landesregierung reichen aber bei weitem nicht aus, um eine 584 
tatsächliche Förderung aller bedürftigen Schulen zu gewährleisten. 585 

Wir wollen Schulen mit besonderen Herausforderungen personell, räumlich und sachlich 586 
wesentlich besser auszustatten und hierfür verbindliche Kriterien festzulegen. 587 

Das Lehrkräfteeinstellungsverfahren wollen wir umstellen: Statt der „schulscharfen“ 588 
Ausschreibung, Auswahl und Einstellung soll die Lehrkräfteverteilung wieder über die 589 
Bezirksregierungen laufen, damit diejenigen Schulen, die besonderen Bedarf an bestem 590 
Personal haben, dieses auch bevorzugt bekommen. 591 

Als Linke wollen wir für Schulen mit besonderen Herausforderungen nach dem 592 
Landessozialindex: 593 

• mehr Ressourcen an diese Schulen vergeben: Schulen mit hohen Indexwerten sollen 594 
vom Land besonders gut, nach verbindlichen Kriterien mit mehr Personal, 595 
zusätzlichen Mitteln und kleineren Klassen ausgestattet werden 596 

• „Mehraufwandszulagen“ für die dort Beschäftigten sollten mit den Gewerkschaften 597 
verhandelt werden 598 

• Schulsozialarbeit, Sonderpädagog*innen, multiprofessionelle Teams, hochwertige 599 
Ganztagsangebote, kostenfreie Mahlzeiten und Lernmittelfonds sollen hier schnell 600 
und bevorzugt verwirklicht werden, sowie Elternarbeit und Berufsorientierung einen 601 
hohen Stellenwert erhalten, einschließlich mehrsprachiger Elternkommunikation und 602 
Sprachmittlung 603 

• die Schüler*innen dieser Schulen sollen bevorzugt mit digitalen Endgeräten 604 
ausgestattet werden, die Elternhäuser sollen die Kosten für ein heimisches WLAN 605 
erstattet bekommen 606 

• durch Aus- und Weiterbildungsangebote sollen Lehrkräfte für die soziale 607 
Benachteiligung der Schüler*innen sensibilisiert und im Rahmen der Institution und 608 
des Unterrichtes handlungsfähiger gemacht werden 609 

3.2.13 Inklusion in Regelschulen braucht Ziel, Konzept und viel mehr Personal 610 

Die von Rot-Grün 2014/15 realisierte Inklusion an Regelschulen im Gemeinsamen Lernen 611 
wurde zwar überhastet eingeführt, war unvorbereitet und finanziell wie personell 612 
unterausgestattet, aber ein Schritt in die richtige Richtung zur Umsetzung der UN-613 
Behindertenrechtskonvention. 614 
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Die Praxis zeigt: Das Nebeneinander von Inklusion in Regel- und Förderschulen hat die 615 
Ressourcenknappheit insbesondere an Regelschulen weiter verschärft. Individuelle 616 
Förderung aller Schüler*innen mit und ohne Förderbedarf ist unter den gegebenen 617 
Rahmenbedingungen mit zu großen Klassen in häufig beengten Räumen, fehlendem 618 
Teamteaching und kaum Sonderpädagog*innen fast unmöglich. Darunter leiden alle 619 
Beteiligten: alle Schüler*innen und die Lehrkräfte. 620 

In den vergangenen Jahren haben sich die Bedingungen für die Inklusion an den 621 
Regelschulen in NRW weiter verschlechtert: Das Land NRW stellt den weiterführenden 622 
Schulen viel zu wenige Lehrkräfte und Sonderpädagog*innen zur Verfügung, um dem 623 
Anspruch der Inklusion auch nur im Ansatz gerecht zu werden. Hinzu kommen mangelhafte 624 
Gebäude und fehlende Gelder für Hilfsmittel und Materialien. Das höhlt den Rechtsanspruch 625 
auf gemeinsame Beschulung aus und schadet dem Inklusionsleitbild. 626 

Auch die Inklusion an Grundschulen als einziger gemeinsamer Schulform für alle Kinder wird 627 
von der Landesregierung viel zu wenig unterstützt.  628 

Als Linke streiten wir für eine Kurskorrektur der schulischen Inklusionspolitik, die 629 
Regelschulen als Orte inklusiver Förderung bestmöglich ausstattet. Inklusive Klassen sollen 630 
in einem ersten Schritt auf zwanzig Schüler*innen bei vier Kindern im Förderbedarf gemäß 631 
AO-SF-Verfahren beschränkt und mit einer zweiten Lehrer*innenstelle ergänzt werden. Für 632 
diese Klassen muss es verbindliche Personal- und Qualitätsstandards geben, welche 633 
multiprofessionelle Teams, mehr Lehrer*innen- bzw. Sonderpädagog*innenstellen sowie 634 
Fort- und Weiterbildung umfassen. 635 

Als Linke wollen wir: 636 
• die Garantie auf einen Platz im gemeinsamen Unterricht 637 
• verbindliche Qualitätskriterien für guten inklusiven Unterricht, wie eine 638 

Doppelbesetzung für Klassen im inklusiven Unterricht 639 
• mindestens 9.000 Lehrer*innenstellen zusätzlich für den Inklusionsprozess, sowie 640 

Aus- und Weiterbildungsprogramm für 1.000 Sonderpädagog*innen pro Jahr 641 
• die Integration der Sonderpädagog*innen in das jeweilige Kollegium der Regelschulen 642 
• Lehrkräfte zur Hälfte ihrer Stunden für die Weiterbildung freistellen 643 
• die schrittweise Abschaffung der Förderschulen gemäß den Vorgaben der UN-644 

Behindertenrechtskonvention und Umwandlung aller Regelschulen in Orte des 645 
Lernens und Förderns für alle Kinder. 646 

• Förderzentren zur Unterstützung der Regelschulen bei der Entwicklung zur inklusiven 647 
Schule 648 

3.2.14 Bessere Schulen integrieren kulturelle Vielfalt und Mehrsprachigkeit 649 

44,3 Prozent oder rund 1,1 Millionen Schüler*innen hatten in NRW im Schuljahr 2024 / 2025 650 
eine Zuwanderungsgeschichte. Sie haben damit einen wesentlichen Anteil an der Zukunft 651 
unserer Gesellschaft. Obwohl der Erhalt und fachsprachliche Ausbau der Familiensprache 652 
unbestritten die Lernleistung in allen Fächern und die Persönlichkeitsentwicklung fördern, 653 
erhalten viel zu wenig Schüler*innen herkunftssprachlichen Unterricht, da die 654 
Landesregierung dafür zu wenig Stellen vorsieht, die zudem noch schlecht bezahlt sind. 655 
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Gezielte und allgemeine Sprachförderung muss für alle Kinder mit entsprechendem Bedarf 656 
ausgebaut werden, unabhängig von Herkunft und Muttersprache. Die natürliche 657 
Mehrsprachigkeit und die deutsche Sprachentwicklung von Kindern mit anderer 658 
Familiensprache soll auch im Regelunterricht der Schulen gezielter unterstützt werden, z. B. 659 
durch sprachensensibles Unterrichten. Unterricht und Förderung in der Familiensprache 660 
sollte in den Grundschulen für mehrsprachige Kinder in der Form von Ergänzungsunterricht 661 
und für alle in weiterführenden Schulen als offene Fremdsprachenangebote angeboten 662 
werden. An weiterführenden Schulen sollen Herkunftssprachen stärker wertgeschätzt und 663 
verstärkt als zweite Fremdsprache angeboten werden. 664 

Eine langjährige Linke Forderung wurde zum Wintersemester 2026 / 2027 endlich umgesetz 665 
mit der Einführung des Fachs „Deutsch als Zeitsprache“. Wir setzen uns für umfangreiche 666 
Fortbildungsangebote für Lehrer*innen ein, um die Zeit zu überbrücken, bis ausreichend 667 
Studienabsolvent*innen für den großen bedarf in den Schulen zur Verfügung stehen. 668 

Als Linke wollen wir: 669 
• die Förderung der Sprachkenntnisse in einem für alle offenen Ergänzungsunterricht 670 
• die Fortbildung von Lehrkräften in dem neu eingerichteten Fach „Deutsch als 671 

Zweitsprache“ 672 
• die zweisprachige Alphabetisierung in der Grundschule, wie bereits in Modellen 673 

erprobt 674 
• Migrations- und Kolonialgeschichte sowie die Aufarbeitung rassistischer Gewalt (z. B. 675 

NSU-Komplex) verbindlich in den Lehrplänen verankern 676 
• rassismuskritische und diskriminierungssensible Aus- und Fortbildung für alle 677 

Lehrkräfte 678 
• unabhängige, niedrigschwellige Antidiskriminierungs- und Beschwerdestellen für 679 

Schüler*innen und Eltern schaffen 680 

3.2.15 Geflüchtete und neu zugewanderte Kinder und Jugendliche in Schulen besser 681 
unterstützen 682 

Derzeit werden geflüchtete Kinder in NRW erst beschult, wenn sie einer Kommune endgültig 683 
zugewiesen wurden und dort ihren Wohnsitz haben. Diese Praxis widerspricht der von 684 
Deutschland unterschriebenen UN-Erklärung über die Menschenrechte der Kinder und ist 685 
damit rechtswidrig. Ebenso haben Menschen nach der Neuzuwanderung aus EU-Staaten 686 
oder nach Familienzusammenführungen kaum Chancen auf den Erhalt ihrer Erstsprache, 687 
obwohl das ihr Recht nach einem Europaratsbeschluss ist. Für alle gilt, dass es viel zu wenig 688 
Plätze in Seiteneinstiegsklassen gibt. 689 

Besonders integrationsfeindlich ist der Erlass zur Beschulung von (geflüchteten) 690 
Jugendlichen: Mit ihrem 18. Lebensjahr endet derzeit ihre Beschulung – auch am 691 
Berufskolleg, falls sie bis dahin nicht bereits eine duale Ausbildung oder eine 692 
Fachschulausbildung aufgenommen haben. Das hindert sie vielfach daran, ihre 693 
Deutschkenntnisse in den Seiteneinstiegsklassen zu vervollständigen. Auch eine Integration 694 
in Regelklassen gemäß erreichtem Wissensstand ist oft nur eingeschränkt möglich, da die 695 
Jugendlichen dann viel älter als ihre Mitschüler*innen sind. Für diese Gruppen müssen 696 
andere, altersadäquate Lernangebote gefunden werden, die ihrem Lernstand, aber vor allem 697 
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ihrem Reifeprozess und ihren Fähigkeiten und beruflichen Interessen entsprechend gestaltet 698 
werden. 699 

Als Linke wollen wir: 700 
• die Beschulung von geflüchteten und neu zugewanderten Kindern von Anfang an 701 
• den Schulbesuch für geflüchtete und neu zugewanderte Jugendliche bis zum 702 

Schulabschluss 703 
• die Einrichtung von speziellen Klassen für (geflüchtete) Jugendliche gemäß ihrem 704 

Lernstand 705 

3.2.16 Bessere Bildung ohne bekenntnisorientierten Religionsunterricht 706 

Wir setzen uns für Religionsfreiheit und für die klare Trennung von Religionsgemeinschaften 707 
und Staat ein. Religionsfreiheit kann nicht bedeuten, dass man nur zwischen verschiedenen 708 
großen Religionsgemeinschaften wählen kann. Tatsächliche Religionsfreiheit ist erst 709 
gegeben, wenn es keine institutionelle Förderung ausgewählter Religionsgemeinschaften 710 
und ihrer Organisationen durch den Staat gibt. Gesellschaftspolitische, philosophische und 711 
ethische Fragen sollten in Schulen in einem gemeinsamen Unterrichtsfach thematisiert 712 
werden. Wir wollen alle Kinder und Jugendlichen mitnehmen und niemanden diskriminieren. 713 
Der gemeinsame religionsübergreifende Unterricht wäre ein wichtiger Beitrag zur 714 
gleichberechtigten Teilhabe. Das Verbindende und das Kennenlernen verschiedener 715 
Weltanschauungen und Religionen sollte im Mittelpunkt stehen, nicht das Trennende. Bisher 716 
ist das Schulfach „Praktische Philosophie“ in der 5. bis 10. Klasse bzw. Philosophie in der 717 
Oberstufe lediglich Ersatzfach für das Pflichtfach Religion. Die geltenden Philosophie-718 
Lehrpläne wären viel besser geeignet für einen gemeinsamen Unterricht zum Thema Ethik, 719 
Religionen und Weltanschauungen.  720 

Als Linke wollen wir: 721 
• die Garantie auf bekenntnisorientierten Unterricht aus der Landesverfassung 722 

streichen 723 
• (praktische) Philosophie als reguläres Fach für alle Schüler*innen anstelle des 724 

bekenntnisorientierten Religionsunterrichts als Pflichtfach 725 
• die Schulen sollen Eltern und Schüler*innen darüber informieren, dass die Abmeldung 726 

vom konfessionellen Religionsunterricht jederzeit möglich ist 727 
• unterschiedliche Religionen und Weltanschauungen zusammen kennenlernen 728 

3.2.17 Sexuelle Vielfalt zum Unterrichtsinhalt machen 729 

Der Sexualkundeunterricht soll Schüler*innen über Sexualität aufklären und ihnen einen 730 
geschützten Raum zur Auseinandersetzung mit der eigenen Sexualität bieten. Der aktuell 731 
angebotene Sexualkundeunterricht ist allerdings veraltet und hält am heteronormativen 732 
Verständnis von Sexualität bzw. Sex fest. Queere Menschen werden hier bereits in der 733 
Schule diskriminiert. Die Richtlinien des Landes NRW zur Sexualerziehung müssen von 734 
diskriminierenden und heteronormativen Vorstellungen befreit und verbindliche 735 
Fortbildungen zur Sexualpädagogik ausgebaut werden. Wir setzen uns dafür ein, dass im 736 
Sexualkundeunterricht über Queer Sex und Safer Sex aufgeklärt wird. 737 

Geschichtsunterricht soll Schüler*innen die Kompetenz vermitteln, das aktuelle 738 
Weltgeschehen zu verstehen und sich ein eigenständiges Urteil darüber bilden zu können. 739 
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Die Geschichte der Diskriminierung queerer Menschen reicht weit zurück und auch heute 740 
werden queere Menschen Opfer von Anfeindungen. Schüler*innen sollen sich im 741 
Geschichtsunterricht verbindlich mit der Geschichte queerer Menschen und 742 
Queerfeindlichkeit in NRW auseinandersetzen. Nur so ist ein Bewusstsein für diese 743 
weitreichende Diskriminierungsform möglich. 744 

Als Linke wollen wir: 745 
• die Richtlinien des Landes NRW zur Sexualerziehung von diskriminierenden und 746 

heteronormativen Vorstellungen befreien 747 
• verbindliche Fortbildungen zur Sexualpädagogik ausbauen 748 
• die Aufklärung über Queer Sex und Safer Sex im Sexualkundeunterricht 749 
• die Geschichte queerer Menschen und von Queerfeindlichkeit zum festen Bestandteil 750 

des Geschichtsunterrichts in NRW machen 751 
• das Projekt „Schule der Vielfalt“ deutlich ausbauen 752 

3.2.18 Netz- und Medienkompetenz stärken 753 

Die Digitalisierung prägt die Lebenswelt der Schüler*innenschaft. In diesem Bereich darf das 754 
Feld nicht privaten Unternehmen, Verlagen und Bildungsanbietern überlassen werden. Wir 755 
setzen uns für den Einsatz von Open-Source-Software sowie die Nutzung und die Erstellung 756 
offener Lehr- und Lernmaterialien (Open Educational Resources, OER) ein. Wir wollen, dass 757 
das Land NRW ein Portal erstellt, welches diese Ressourcen sammelt und allen Menschen 758 
ungeachtet ihres sozialen Status und ihrer finanziellen Möglichkeiten zur Verfügung stellt. 759 

In der Schule muss Medienbildung stärker vermittelt werden, dazu zählen Medienkritik, 760 
Medienkunde und Mediengestaltung. Unter anderem sind Datenschutz und Privatsphäre, 761 
Cyber-Mobbing und Netiquette sowie die digitalen Rechte der Menschen und die 762 
Demokratie in Zeiten des Internets zu thematisieren. Auch Lehrer*innen sowie die Eltern 763 
sollen im Erlernen und Üben von Medienkompetenz unterstützt werden, dafür bedarf es 764 
zusätzlicher Angebote und einer dauerhaften Finanzierung. Die Vermittlung von 765 
Medienkompetenz kann aber nicht auf die Schule beschränkt sein, sondern muss auch an 766 
den Hochschulen und in der Weiterbildung berücksichtigt werden. 767 

Alle Schüler*innen brauchen geeignete Endgeräte, ein Notebook oder ein Tablet. Kindern 768 
aus einkommensarmen Familien wollen wir diese Geräte kostenfrei dauerhaft zur Verfügung 769 
stellen. Jedes Kind benötigt ein eigenes Gerät. Schulen müssen ausreichend mit IT-770 
Administration ausgestattet werden, Lehrpersonal kann das nicht in der Freizeit oder 771 
nebenbei leisten. 772 

3.2.19 Sponsoring und Lobbyismus an den Schulen zurückdrängen 773 

Da es an den Schulen in NRW seit Jahren an vielem mangelt, haben Lobbyverbände, aber 774 
auch einzelne Wirtschaftsunternehmen und andere Interessengruppen ein leichtes Spiel, 775 
Einfluss auf die Schulen zu nehmen. Sie stellen teilweise Lehr- und Unterrichtsmaterial 776 
kostenlos zu Verfügung bis hin zu ganzen Klassensätzen von Laptops. Das geht zum Teil 777 
einher damit, dass sie „kompetente Experten“ in den Unterricht schicken, die dann zum 778 
Beispiel aus der Sicht des eigenen Unternehmens oder Interessenverbands zu 779 
wirtschaftspolitischen Themen Positionen erläutern können. 780 
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Eine andere Folge des Mangels an Geld und Personal ist die deutliche Zunahme der 781 
kommerziellen Anbieter*innen von Nachhilfe. Hier konnte in den vergangenen Jahren ein 782 
riesiger Markt entstehen, obwohl es eigentlich Aufgabe der Schulen sein müsste, 783 
Schüler*innen so zu fördern, dass sie nicht nach der Schule noch Nachhilfe in Anspruch 784 
nehmen müssen. 785 

Als Linke wollen wir: 786 
• die Erhöhung der Sätze für Lehr- und Lernmittel im Rahmen des Inflationsausgleichs 787 

der vergangenen 14 Jahre 788 
• die vollständige Lehr- und Lernmittelfreiheit und damit Abschaffung der Eigenanteile 789 

für Schulbücher, Taschenrechner, digitale Endgeräte 790 
• Wirtschaftsunternehmen und Interessenverbände dürfen keinen Einfluss auf 791 

Schulgestaltung und Unterrichtsinhalte nehmen 792 
• Private-Public-Partnership auch im Schulbereich beenden 793 
• die Schule frei von Werbung halten 794 
• Nutzung von Open Source statt Herstellerpräferenzen und Kaufzwang; Erstellung von 795 

Anforderungsprofilen für Lernmittel ausschließlich anhand technischer Daten 796 

 797 
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3.3 Das Recht auf Berufsausbildung verwirklichen 798 

Nach der Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen ist allen Jugendlichen „die 799 
umfassende Möglichkeit zur Berufsausbildung und Berufsausübung zu sichern“ (Artikel 6). 800 
Als Linke treten wir dafür ein, dass dieser Grundsatz der Verfassung für alle Jugendlichen 801 
auch verwirklicht werden kann. Wir machen Vorschläge, wie die bestehenden Barrieren 802 
überwunden werden können: 803 

• Funktionierende und bezahlbare Mobilität 804 
• Ausreichender und bezahlbarer Wohnraum 805 
• Finanzielle Sicherheit durch Ausbildungsvergütung und BAföG 806 
• Ausreichend Ausbildungsplätze auch in der Fläche 807 
• Inklusion in Ausbildungsbetrieben und Berufskollegs 808 
• Diskriminierungsfreier Zugang zu Ausbildung – unabhängig von Herkunft, Namen oder 809 

Aufenthaltsstatus 810 
• Bessere Finanzierung der Berufskollegs 811 

Immer mehr junge Menschen in NRW machen sich zunehmend Sorgen über ihre soziale 812 
Absicherung. Trotz der wiederholten Rede vom Fachkräftemangel fehlen weiterhin 813 
Ausbildungsplätze. Zugleich wächst der Mangel an ausgebildeten Menschen in 814 
systemrelevanten Bereichen wie den Sozial-, Erziehungs- und Pflegeberufen. 815 

Den Mangel an qualifizierten Ausbildungsplätzen haben die landesweiten und örtlichen 816 
Programme (wie „Kein Abschluss ohne Anschluss“ oder „Neues Übergangssystem Schule – 817 
Beruf “) trotz aller Bemühungen der Beteiligten nicht beseitigen können. In 60% der Kreise 818 
und kreisfreien Städte in NRW gab es im Jahr 2024 / 2025 mehr Bewerber*innen als 819 
Ausbildungsstellen, in 26% gab es zu viele unbesetzte Ausbildungsstellen. Dass 820 
Bewerber*innen mancherorts fehlen, hat auch etwas mit nicht vorhandenem bezahlbarem 821 
Wohnraum und hohen Lebenshaltungskosten zu tun. 822 

Anstatt wie heute so oft Studierende, Auszubildende und Freiwilligendienstleistende 823 
gegeneinander auszuspielen, wollen wir das Wichtigste in den Blick nehmen: die freie Wahl, 824 
die berufliche Zukunft selbst zu bestimmen, auf dem beruflichen Weg auch Verschiedenes 825 
auszuprobieren und dabei sozial sicher leben zu können. 826 

Wir wollen erreichen, dass sich die Landesregierung auf Bundesebene stark macht für: 827 
• eine Mindestausbildungsvergütung von 80% der durchschnittlichen tariflichen 828 

Ausbildungsvergütung 829 
• eine Neuregelung der Freiwilligendienste und den Anspruch auch für diese Dienste 830 

auf die Mindestausbildungsvergütung 831 
• eine Ausbildungsplatzumlage, die sich zusätzlich erhöht, wenn große Betriebe keine 832 

Menschen mit Behinderung ausbilden 833 

3.3.1 Wohnheime für mehr Freiheit 834 

Wohnen ist in ganz NRW teuer, in den Ballungsräumen oft sogar unbezahlbar. Wohnheime 835 
für Auszubildende schaffen mehr Freiraum und Unabhängigkeit. Angesichts der geringen 836 
Bezahlung sind sie eine sinnvolle Maßnahme, um den ersten Schritt aus dem Elternhaus zu 837 



24 

 

ermöglichen. Zudem kann dies regional die Erreichbarkeit zentraler Ausbildungsorte 838 
verbessern. 839 

Als Linke wollen wir: 840 
• Investitionen in Auszubildendenwohnheimen durch das Land ähnlich dem 841 

Bundesprogramm „Junges Wohnen“ 842 
• Wohnheimplätze auch für junge Menschen im Freiwilligendienst leisten (BFD, FSJ 843 

u.ä.) 844 

3.3.2 Mobilität 845 

Die etwa 270.000 Auszubildenden und die rund 20.000 Freiwilligendienstleistenden in NRW 846 
verdienen wenig und sind dennoch auf Mobilität angewiesen. Ob Arbeitsplatz, Berufsschule, 847 
Seminare oder Prüfungen, ständig müssen Wege zurückgelegt werden. Deshalb ist es nur 848 
naheliegend, den ÖPNV genau dafür zu stärken und ihn einer größeren Zahl von Menschen 849 
zugänglich zu machen.  850 

Wir wollen den öffentlichen Verkehr so schnell wie möglich verbessern und massiv 851 
ausbauen, in der Stadt und auf dem Land. Auf der Bundesebene setzen wir uns dafür ein, 852 
dass Schüler*innen, Auszubildende und Studierende grundsätzlich ein kostenloses 853 
Deutschlandticket erhalten. Solange das nicht bundesweit umgesetzt ist, setzen wir uns für 854 
Zuschüsse durch das Land NRW ein.  855 

Das im Februar 2026 begonnene Pilotprojekt mit der IG Metall für 11.000 Azubis des 856 
Elektrohandwerks ist zwar ein guter Schritt in die richtige Richtung. Wir brauchen aber eine 857 
stabile und langfristige Lösung für alle. Solange das auf Bundesebene nicht geregelt wird, 858 
sollte das Land NRW einspringen. 859 

Als Linke wollen wir:  860 
• die schnellstmögliche umfassende Sanierung von Brücken, Straßen- und 861 

Schienennetzen, damit Mobilität überhaupt möglich bleibt oder erst wird 862 
• den massiven Ausbau den Öffentlichen Nahverkehrs, besonders auf dem Land 863 
• ein kostenloses Deutschlandticket für Schüler*innen, Auszubildende und Studierende 864 
• ein kostenloses Deutschlandticket für Freiwilligendienstleistende, die bisher noch 865 

weniger Vergütung als Azubis erhalten 866 

3.3.3 Gleichstellung bei Vergünstigungen 867 

Vergünstigungen gelten oft nur für einzelne Gruppen wie Studierende oder Auszubildende, 868 
und häufig muss darüber erst diskutiert werden. Das wollen wir ändern. Das Land soll 869 
gewährleisten, dass Vergünstigungen gleichermaßen für Auszubildende, Studierende und 870 
Freiwilligendienstleistende gelten. 871 
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Als Linke wollen wir: 872 
• Vergünstigungen für Auszubildende, Studierende oder Freiwilligendienstleistende 873 

anbieten, sollen diese grundsätzlich für alle genannten Gruppen zugänglich machen 874 
• das Land soll auch in Fördermaßnahmen für Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtungen 875 

auf diese Gleichbehandlung bestehen. Wo immer es möglich ist, sollen 876 
entsprechende Vergünstigungen angeboten werden. 877 

3.3.4 Ausbau der Ausbildung in Gesundheits-, Sozial- und Erziehungsberufen 878 

Die große Mehrheit der Schüler*innen im vollzeitschulischen System wird an 879 
berufsqualifizierenden Schulen für Gesundheits-, Sozial- und Erziehungsberufe ausgebildet. 880 
Dieses Ausbildungsplatzangebot wollen wir dringend weiter ausbauen. Zu viele junge Leute, 881 
die an einer Ausbildung in diesen Berufen interessiert sind, werden abgewiesen. Das 882 
verschärft den ungedeckten Bedarf an Fachkräften im Erziehungswesen, der Kranken- und 883 
Altenpflege und weiteren Bereichen. 884 

Der Zunahme an kostenpflichtigen Privatschulen muss das Land NRW eine Offensive für ein 885 
hochwertiges und flächendeckendes Angebot an öffentlichen berufsqualifizierenden 886 
Schulen entgegenwirken. 887 

Auf Bundesebene fordern wir als Linke, dass die Teilnehmer*innen von dreijährigen 888 
vollzeitschulischen Ausbildungen Anspruch auf das sogenannte Aufstiegs-BAföG (AFBG) 889 
haben und keinerlei Sanktionen unterliegen.  890 

Als Linke wollen wir:  891 
• Die Ausbildungskapazität für Gesundheits-, Sozial und Erziehungsberufe wollen wir 892 

sofort deutlich ausweiten 893 
• Die Berufliche Bildung soll in öffentlichen berufsbildenden Schulen stattfinden. Wir 894 

wollen keine weitere Privatisierung dieses Bildungsbereichs 895 

3.3.5 Duales System: Gute Ausbildungsplätze und soziale Sicherheit garantieren 896 

Auszubildende im dualen System müssen sich täglich Sprüche wie „Lehrjahre sind keine 897 
Herrenjahre“ anhören, während sie deutlich weniger als den Mindestlohn verdienen. Die 898 
Mindestausbildungsvergütung lag im ersten Ausbildungsjahr 2026 bei 724 Euro. In vielen 899 
Branchen sind Azubis billige Arbeitskräfte, während die Vermittlung von Ausbildungsinhalten 900 
in der Praxis hinter wirtschaftlichen Interessen zurücksteht. 901 

Die Beteiligung an der betrieblichen Ausbildung war in den vergangenen Jahren rückläufig. 902 
Lag die Ausbildungsbetriebsquote 2020 bei 21,8%, ist sie 2024 auf 20,7% gesunken. In NRW 903 
gab es im Ausbildungsjahr 2024/25 108.910 Bewerber*innen, nur bei 42.121 mündete die 904 
Bewerbung in ein Berufsausbildungsverhältnis. Junge Menschen mit Migrationsgeschichte 905 
gehen dabei trotz gleicher Qualifikation deutlich häufiger leer aus. Studien belegen eine 906 
anhaltende Diskriminierung bei der Vergabe von Ausbildungsplätzen.  907 

Zur Ausbildungsmisere trägt auch die hohe Quote aufgelöster Verträge bei. Häufig sind 908 
schlechte Ausbildungsbedingungen der Grund für Vertragsauflösungen. Die Bedingungen 909 
für die Ausbildung wollen wir spürbar verbessern und für alle Azubis eine individuelle 910 
Begleitung erreichen. Die Abbruchquote lag dem BIBB-Bericht 2021 zufolge bei 26,9 911 
Prozent, 2023 stieg sie aufbereits29,7%. Die Verantwortung dafür kann nicht ausschließlich 912 
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bei den jungen Menschen gesucht werden. Auch Diskriminierungs- und 913 
Rassismuserfahrungen im Betrieb oder in der Berufsschule tragen zu Abbrüchen bei. Sie 914 
müssen ernst genommen werden, mit klaren Beschwerdewegen für Auszubildende. 915 

Um Betriebe, die ausbilden, zu entlasten und diejenigen stärker in die Verantwortung zu 916 
nehmen, die nicht ausbilden, wollen wir eine Ausbildungsumlage nach dem Vorbild Bremens 917 
einführen. Mit einer solchen Umlage werden Ausbildungskosten solidarisch auf alle Betriebe 918 
verteilt. In Bremen zahlen Betriebe mit einer Bruttoarbeitnehmer*innenlohnsumme von mehr 919 
als 135.000 € im Jahr eine Ausbildungsumlage. Diese beträgt 0,27 % der 920 
Bruttoarbeitnehmer*innenlöhne ohne Sonderzahlungen. Für jede Auszubildende Person, die 921 
mindestens vier Monate im Bundesland beschäftigt wird, erhalten Ausbildungsbetriebe 922 
einen Ausgleich in Höhe von 2.250 Euro. Auf diese Weise werden ausbildende Betriebe 923 
finanziell entlastet und die Finanzierung der beruflichen Ausbildung auf eine breitere 924 
Grundlage gestellt. 925 

Als Linke wollen wir: 926 
• für NRW eine landesweite Ausbildungsumlage nach dem Bremer Modell 927 
• eine Übernahmegarantie für Auszubildende 928 
• anonymisierte Bewerbungsverfahren erproben und Diskriminierung bei der 929 

Ausbildungsplatzvergabe konsequent bekämpfen 930 
• Kapazitäten im schulischen öffentlichen Berufssystem ausbauen 931 
• Studienkapazitäten für das Berufsschullehramt ausweiten und Politische Bildung als 932 

Fach fördern 933 
• Beratungsstrukturen für Betriebe ausweiten, um Konflikte während der Ausbildung 934 

vorzubeugen oder lösen zu können mit dem Ziel, dass das Ausbildungsverhältnis 935 
bestehen bleibt 936 

3.3.6 Inklusion: Benachteiligte Jugendliche brauchen Unterstützung 937 

Benachteiligten Jugendlichen und Heranwachsenden müssen notwendige und geeignete 938 
Hilfen zur Verfügung gestellt werden. Die dafür bestehenden gesetzlichen Grundlagen, 939 
insbesondere der § 13 SGB VIII, sollten angesichts sich verschärfender 940 
Jugenderwerbslosigkeit und wirtschaftlicher Schieflagen verstärkt angewendet werden. 941 

In Betrieben wollen wir die „assistierte Ausbildung“ für Jugendliche mit 942 
Unterstützungsbedarf ausbauen. Derzeit erhalten nur 2.800 Jugendliche diese 943 
Unterstützung. Die Ausbildungsdauer der „assistierten Ausbildung“ muss bei Bedarf zeitlich 944 
gestreckt werden können. 945 

Bei der Beratung behinderter junger Menschen wollen wir umsteuern und das Budget für 946 
Ausbildung bekannter machen. Der Arbeitgeber erhält in bestimmten Fällen die reguläre 947 
Ausbildungsvergütung inklusive Sozialversicherungsabgaben vollständig durch die 948 
Bundesagentur für Arbeit erstattet. Den ausschließlichen Fokus auf die Werkstätten für 949 
behinderte Menschen wollen wir zugunsten der Inklusion in den ersten Arbeitsmarkt 950 
aufbrechen. 951 

Das Projekt „100 zusätzliche Ausbildungsplätze“, bei dem die Ausbildung junger Menschen 952 
mit Behinderungen gefördert wird, beurteilen wir positiv. Aktuell werden jedoch nur 150 953 
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Plätze landesweit gefördert. Wir wollen die Förderung dauerhaft sichern und erheblich 954 
ausweiten. 955 

Als Linke wollen wir: 956 
• Regelausbildung bei jungen Menschen mit Behinderung priorisieren  957 
• mehr Unterstützung für Schüler*innen mit Förderschwerpunkten an Berufskollegs die 958 

duale Ausbildung muss inklusiver werden und auch Schüler*innen mit dem 959 
Förderschwerpunkt Geistige Entwicklung offenstehen 960 

• die Integrationsfachdienste stärken: Betriebe und Auszubildende sollen sich auf 961 
qualitativ hochwertige Unterstützung und Beratung verlassen können 962 

• mehr Fachpersonal insbesondere zur psychosozialen Begleitung an den 963 
berufsbildenden Schulen einstellen anstatt Kürzungen  964 

• Budget für Ausbildung für behinderte junge Menschen von der Bundesagentur für 965 
Arbeit bekannter machen und weg von der Pipeline „Von der Schule in die Werkstatt“  966 

• Das Projekt Aktion „100 zusätzliche Ausbildungsplätze“ zu einer dauerhaften 967 
Institution mit mehr geförderten Plätzen weiterentwickeln 968 

• Assistierte Ausbildung für Jugendliche mit Unterstützungsbedarf als 969 
flächendeckendes und vielfältiges Angebot einrichten  970 

• Unterstützung für Betriebe, die junge Menschen mit Behinderung einstellen wollen. 971 
Systemische Barrieren dürfen nicht verhindern, dass Ausbildungs- und 972 
Arbeitsverhältnisse zustande kommen, die von beiden Seiten gewünscht sind 973 

3.3.7 Das Übergangssystem weiter umbauen 974 

Der Großteil der jungen Menschen im Übergangssektor Schule – Beruf (43,2 Prozent) hat die 975 
Schule mit Hauptschulabschluss verlassen, 19,2 Prozent aller Anfänger*innen verfügten 976 
über einen Realschul- oder gleichwertigen Abschluss. 29,9 Prozent konnten keinen 977 
Schulabschluss vorweisen. Da müssen wir ansetzen und jedem Jugendlichen einen 978 
Schulabschluss ermöglichen, z.B. durch spezielle Förderungen. 979 

Neben einer Ausbildungsplatzoffensive bedarf es dafür auch öffentlicher und 980 
sozialpädagogisch begleiteter Ausbildungsmaßnahmen anstelle von perspektivlosen 981 
Warteschleifen. 982 

Das Übergangssystem mit jährlichen Kosten von mehreren Milliarden Euro steht seit 983 
Längerem in der Kritik von Politik, Praxis und Forschung. Es besteht aus einem 984 
Sammelsurium von Maßnahmen, in das die nicht in Ausbildung vermittelten Jugendlichen 985 
abgedrängt werden, häufig ohne Aussicht auf eine anschließende qualifizierte Ausbildung. 986 
Dieses System erfüllt seine Aufgabe, in reguläre Berufsausbildung überzuleiten, nur sehr 987 
unzulänglich. Zudem hat es ausgrenzende und diskriminierende Effekte. Junge Menschen 988 
mit Migrationsgeschichte werden überproportional häufig in diese Warteschleifen 989 
verwiesen. Daher sollten seine Aufgaben einerseits dem Schulsystem und andererseits dem 990 
dualen System übertragen werden. Auf diese Weise ließen sich die bisher dem 991 
Übergangssystem zufließenden Mittel sehr viel effektiver einsetzen. 992 
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Als Linke wollen wir: 993 
• Überweisungen in das „Übergangssystem“ beenden und stattdessen reguläre 994 

Ausbildungsplätze oder schulische Weiterqualifizierung anbieten 995 
• Sprachanforderungen dürfen nicht zur Ausschlusshürde werden: Ausbildung auch 996 

dann ermöglichen, wenn die Sprachkenntnisse noch im Aufbau sind – mit 997 
ausbildungsbegleitender Sprachförderung statt pauschaler Absagen 998 

• berufsbezogene Sprachkurse ausbauen, die gezielt die Fachsprache des jeweiligen 999 
Ausbildungsberufs vermitteln – parallel zur Ausbildung und verzahnt mit der 1000 
Berufsschule 1001 

• Betriebe und Berufsschulen bei der sprachlichen Begleitung unterstützen, damit 1002 
Bewerber*innen nicht aus Sorge vor Sprachbarrieren in der Berufsschule abgelehnt 1003 
werden 1004 

• ein Flächendeckendes Qualitätsmanagement für das Kein Abschluss ohne Anschluss-1005 
Programm (KAoA), genauso für KAoA-STAR und KAoA-kompakt - die Qualität des 1006 
Programms muss NRW-weit gleich hoch sein 1007 

 1008 
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3.4 Hochschule: mehr Studienplätze und sichere Arbeitsplätze schaffen  1009 

Nordrhein-Westfalen hat die höchste Hochschuldichte und damit bundesweit die höchsten 1010 
Studierendenzahlen und mehr als 100.000 Beschäftigte. Deshalb sollte NRW auch eine 1011 
Vorreiterrolle als studierenden- und beschäftigtenfreundliches Hochschulland einnehmen. 1012 
Die Landesregierung aus CDU und Grünen hat in den letzten fünf Jahren mit massiven 1013 
Kürzungen die nordrhein-westfälische Hochschullandschaft massiv geschwächt. Die 1014 
Kürzungen treffen Forschung, Lehre und Beschäftigte.  1015 

Wir setzen uns für demokratisch kontrollierte Hochschulen mit hochwertiger Lehre und 1016 
Forschung, für eine ausreichende Anzahl an Studienplätzen, für einen Hochschulzugang 1017 
ohne Selektion, für gute Betreuungsrelationen und für Dauerstellen für das promovierte 1018 
wissenschaftliche Personal ein.  1019 

Als Linke stehen wir an der Seite von Gewerkschaften und Bewegungen, die für bessere 1020 
Bedingungen kämpfen: Für Entfristung und faire Bezahlung von wissenschaftlichem 1021 
Personal, für gute Studien- und Lebensbedingungen. Seit Jahren werden die Hochschulen 1022 
unter dem Druck der öffentlichen Finanzierungssysteme zur unternehmerischen Hochschule 1023 
mit dem Ziel ausgebaut, Wissen, Bildung und Forschung wirtschaftlich verwertbar zu 1024 
machen. Durch die chronische Unterfinanzierung bleibt der Raum für unabhängige und 1025 
gesellschaftskritische Forschung und Lehre und damit eine wesentliche Funktion von 1026 
Wissenschaft auf der Strecke. Forschung ohne Drittmittel ist kaum noch möglich.  1027 

3.4.1 Die Gesellschaft braucht gute Hochschulen 1028 

Wir als Linke setzen uns für eine ausreichende Grundfinanzierung der Hochschulen und 1029 
Forschungseinrichtungen durch den Staat ein. Falsch verstandene Hochschulfreiheit, die 1030 
Drittmittelfinanzierung und der Kostendruck haben nicht nur zu einer Ökonomisierung des 1031 
Hochschulwesens geführt. Auch politisch sinnvolle Rahmenvorgaben können durch den 1032 
Landesgesetzgeber kaum noch durchgesetzt werden.  1033 

Wir wollen verbindliche Rahmenvorgaben für die Hochschulen auf den Weg bringen, welche 1034 
die Verwendung der öffentlichen Gelder verbindlich steuern können. Es geht dabei 1035 
beispielsweise um die dringend notwendige Schaffung von Studienkapazitäten für 1036 
Mangelberufe (wie das Lehramt), um die Forschung und Lehre zu gesellschaftlich relevanten 1037 
Feldern (wie Klimaschutz oder Digitalisierung) oder auch um Vorgaben für guten und sichere 1038 
Arbeitsplätze an den Hochschulen.  1039 

Forschung und Wissenschaft sollen zur Lösung von Problemen wie sozialer Spaltung, 1040 
Umweltproblemen oder einer demokratischen Entwicklung der Digitalisierung beitragen. In 1041 
diesem Sinne wollen wir die Milliardenschwere Innovations- und Technologieförderung des 1042 
Bundes und auch die gemeinsam von Bund und Ländern finanzierte außeruniversitäre 1043 
Forschung strategisch ausrichten. Neben technischen sind dabei besonders soziale 1044 
Innovationen wichtig. Wir wollen diese Forschungslandschaft stärker mit der Arbeit der 1045 
Hochschulen verknüpfen.  1046 

Während an anderen Stellen gekürzt wird, erhält die militärische Forschung immer mehr 1047 
Mittel. Damit verbunden ist auch ein massiver Druck auf die Abschaffung der „Zivilklauseln“ 1048 
an den Hochschulen. Diese Klauseln sind interne Bestimmungen, die festlegen, dass 1049 
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Forschung und Lehre der friedlichen Konfliktlösung und nicht militärischen Zwecken dienen 1050 
sollen. Bereits 2019 wurde mit dem geänderten Landesuniversitätsgesetz den Universitäten 1051 
die landesweite Verpflichtung entzogen, sich ausschließlich friedlichen, zivilen Zwecken zu 1052 
widmen. 1053 

Als Linke wollen wir: 1054 
• die Verbesserung der Grundfinanzierung der Hochschulen 1055 
• einen verbindlichen Rahmen für die Verwendung öffentlicher Gelder  1056 
• Forschung und Wissenschaft als Teil der Bewältigung gesellschaftlicher Aufgaben 1057 

wie der sozialen Sicherung, dem Klimaschutz oder der Digitalisierung 1058 
• die milliardenschwere Innovations- und Technologieförderung strategisch ausrichten 1059 
• an allen Hochschulen und Forschungseinrichtungen Zivilklauseln verankern und 1060 

Friedensforschung fördern 1061 

3.4.2 Das Studium für alle bezahlbar machen 1062 

Das Studium ist von Leistungsdruck und Zeitdruck geprägt. Die gestiegenen 1063 
Lebenshaltungskosten haben auch bei Studierenden zur massiven Verschlechterung der 1064 
ökonomischen Lage geführt. Während jede dritte Studierende in Armut lebt, werden die 1065 
Studierendenwerke nicht ausfinanziert, sondern der Kostendruck direkt an diese 1066 
weitergegeben. Das hat zur Folge, dass Preise für Wohnheimplätze und die Verpflegung in 1067 
der Mensa steigen, während die Qualität sinkt. Wir wollen die Studierendenwerke 1068 
auskömmlich finanzieren und sie somit wieder als soziale Stütze für Studierende stärken.  1069 

Auf der Bundesebene wollen wir ein BAföG für alle erreichen, das heißt: eltern-, alters- und 1070 
herkunftsunabhängig, existenzsichernd, unbefristet und als Vollzuschuss. Die Höhe muss 1071 
regelmäßig an die Lebenshaltungskosten angepasst werden und darf nicht unterhalb der 1072 
Armutsgefährdungsgrenze liegen. Auch Menschen mit Duldung oder einer 1073 
Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen sollen Zugang zu BAföG erhalten.  1074 

Das Deutschlandticket soll für Studierende (ebenso wie für Schüler*innen, Auszubildende 1075 
und Senior*innen) kostenlos sein. 1076 

Auf Landesebene setzen wir uns für ein Unterstützungsprogramm für kostengünstige 1077 
Semestertickets ein. Perspektivisch fordern wir aus sozialen und ökologischen Gründen 1078 
einen ticketfreien Öffentlichen Nahverkehr für alle.  1079 

Pflichtpraktika sollten als wichtiger Bestandteil der Praxisintegrierung des Studiums 1080 
anerkannt werden. Da Studierende während ihrer Praktika jedoch häufig in solch großem 1081 
Umfang eingespannt sind, dass Lohnarbeit neben diesem kaum noch möglich ist, müssen 1082 
diese Praktika bezahlt werden.  1083 
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Als Linke wollen wir:  1084 
• jegliche Form von Studiengebühren für Menschen mit und ohne deutschen Pass 1085 

abschaffen 1086 
• einen Hochschulsozialpakt: Geld für mehr bezahlbare Plätze in Wohnheimen 1087 
• ein kostenloses Deutschlandticket für Studierende, als Übergang mindestens einen 1088 

Unterstützungsprogramm für Zuschüsse 1089 
• Studierende beim Ausbau und der Instandhaltung ihrer Wohnraumangebote 1090 

nachhaltig fördern 1091 
• eine angemessene Vergütung von Pflichtpraktika 1092 

3.4.3 Die Hochschulen weiter öffnen 1093 

Wir wollen die Hochschulen öffnen. Ein Studium soll mit einem bestandenen Fachabitur, der 1094 
allgemeinen Hochschulreife, einer abgeschlossenen beruflichen Ausbildung oder einem 1095 
vergleichbaren Abschluss möglich sein. 1096 

Hochschulgremien sollten paritätisch besetzt werden, sodass alle Statusgruppen 1097 
gleichermaßen vertreten sind. Statt einseitiger Stärkung der Hochschulleitung brauchen wir 1098 
eine Stärkung der demokratisch gewählten Hochschulgremien. Wir wollen ausfinanzierte 1099 
und starke Fachschaften. Den demokratischen Austausch der Hochschule mit 1100 
zivilgesellschaftlichen Akteuren, Gewerkschaften, Bürgerinitiativen, Sozialverbänden wollen 1101 
wir fördern. Hochschulen sollen Orte der gesellschaftlichen Debatte sein.  1102 

Dazu gehört auch, dass auch unliebsame Meinungen nicht einfach vom Campus verdrängt 1103 
werden dürfen. Durch das neue Ordnungsrecht ist es den Universitäten in NRW möglich 1104 
Studierenden auf der Grundlage eines Verdachts einer Straftat, ohne Anhörung dauerhaft 1105 
ein Platzverbot für die Universitätsgebäude auszusprechen oder gar zu exmatrikulieren. Die 1106 
betroffene Person, muss dann aber ihrerseits zivilrechtlich gegen diese 1107 
„Ordnungsmaßnahme“ vorgehen. Das stellt praktische eine Umkehr der Beweislast dar. 1108 

Eine weitere Öffnung der Hochschulen bedeutet auch, für Chancengleichheit beim Studieren 1109 
zu sorgen. Wir wollen inklusive Hochschulen mit barrierefreien Campusräumen und 1110 
Lehrformaten, inklusive einer zuverlässigen Gewährung des gesetzlichen 1111 
Nachteilsausgleichs. 1112 

Das Studium soll Menschen die vertiefte Bildung ihrer Fachgebiete ermöglichen. Lernen nur 1113 
für Prüfungen ist als didaktisches Mittel dazu ungeeignet. Insbesondere der immense Druck 1114 
zu bestehen aufgrund von sogenannten Drittversuchen erschwert das freie Lernen sehr. 1115 
Studien zeigen, dass uneingeschränkte Wiederholbarkeit von Prüfungen den Prüfungsdruck 1116 
verringert, nicht zu einer Verlängerung des Studiums führt. Deshalb wir flächendeckend die 1117 
Wiederholungseinschränkungen abschaffen. 1118 
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Als Linke wollen wir:  1119 
• ein Hochschulzulassungsgesetz anstelle von Zugangs- und 1120 

Zulassungsbeschränkungen wie Numerus clausus, Auswahlgespräche, IQ-Tests oder 1121 
Bewerbungsgesprächen 1122 

• das duale Studium öffentlich-rechtlich akkreditieren und zu gleichwertigen 1123 
Abschlüssen befähigen. Dual Studierende sollen einen Ausbildungsvertrag mit einer 1124 
Vergütung bekommen.  1125 

• den Zugang zum Master-Studiengang für Personen mit Bachelor-Abschluss überall 1126 
zulassungsfrei gestalten 1127 

• die Aufnahme des Studiums für Geflüchtete vereinfachen: Im Ausland erworbene 1128 
Bildungsabschlüsse müssen schnell und unbürokratisch anerkannt werden. Die 1129 
Aufnahme eines Studiums muss ein Bleiberecht sicherstellen und vor Abschiebung 1130 
schützen.  1131 

• den Zugang für ausländische Studierende vereinfachen 1132 
• ein Mentoring-Programm für First-Generation-Studierende ein 1133 
• ein Weiterbildungsprogramm für den sozialökologischen Umbau: Wer sich beruflich 1134 

umorientieren möchte, soll an einer Hochschule ein Studium oder eine 1135 
Zusatzqualifizierung in einem sozialen oder ökologischen Bereich absolvieren können 1136 

• Demokratisierung der Hochschulgremien und Einführung verbindlicher 1137 
Rahmenvorgaben für die Mittelverwendung durch den Gesetzgeber 1138 

• Studiengänge in Mangelberufen deutlich ausbauen, etwa bei der Sonderpädagogik, 1139 
Lehrämtern, Kindheitspädagogik und Sozialpädagogik  1140 

• Rückabwicklung der Änderung der Lehramtszugangsverordnung, das Fach 1141 
Sozialwissenschaft wird als Studienfach erhalten 1142 

3.4.4 Gute Wissenschaft braucht gute Arbeit  1143 

Das wissenschaftliche, das technische und das Verwaltungspersonal müssen gestärkt 1144 
werden. Daueraufgaben sollen auf Dauerstellen bearbeitet werden. Prekäre Arbeit, Lehre zu 1145 
Dumpingpreisen und die Ausbeutung von Lehrbeauftragten und Beschäftigten lehnen wir 1146 
ab. Honorare für Lehraufträge wollen wir erhöhen, sie müssen die Kranken-, die 1147 
Rentenversicherung und die Vor- und Nachbereitung abdecken.  1148 

An nordrhein-westfälischen Hochschulen sind über 60 % des hauptberuflichen, 1149 
wissenschaftlichen Personals befristet beschäftigt. Das Sonderbefristungsrecht für 1150 
wissenschaftliches Personal wollen wir abschaffen. Studentische Beschäftigte müssen 1151 
durch die Einführung eines flächendeckenden TV Stud gestärkt werden. 1152 
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Als Linke wollen wir: 1153 
• das wissenschaftliche Personal soll Abteilungen (Departments) angehören und nicht 1154 

von einzelnen Professor*innen abhängig sein. Qualifikationsstellen von 1155 
Doktorandinnen und Doktoranden müssen zu hundert Prozent vergütet werden. 1156 
Promotionen sollen in der Regel auf Qualifikationsstellen durchgeführt und nicht mit 1157 
Hilfe von Stipendien finanziert werden, da diese nicht sozialversicherungspflichtig 1158 
sind.  1159 

• Statt konkurrierender Exzellenzoffensiven eine breit angelegte Entfristungsoffensive 1160 
• Fachhochschulen bzw. Hochschulen für angewandte Wissenschaften deutlich besser 1161 

ausstatten und ihnen das volle Promotionsrecht geben  1162 
• einen flächendeckenden Tarifvertrag für studentische Beschäftigte mit dem Ziel der 1163 

Eingliederung in den TV-L sowie ihre Vertretung im Personalrat 1164 
• eine mindestens 50-prozentige Frauenquote auf jeder Karrierestufe durchsetzen und 1165 

das Professorinnen-Programm zu einem Programm für die Förderung von Frauen auf 1166 
allen Karrierestufen weiterentwickeln  1167 

• Forschenden, die politisch verfolgt sind, die Fortführung ihrer wissenschaftlichen 1168 
Arbeit an Hochschulen in Deutschland ermöglichen 1169 

• Steuermittel zur Forschungsförderung dürfen nur an tarifgebundene Einrichtungen 1170 
gehen. Das schafft auch Anreize, dass die Institute der Max-Planck-Gesellschaft, 1171 
Fraunhofer Gesellschaft, Helmholtz-Gemeinschaft und Leibniz-Gemeinschaft Mitglied 1172 
in einem Arbeitgeberverband werden.  1173 

 1174 
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3.5 Weiterbildung: Angebote ausbauen und Personal anständig bezahlen 1175 

Wir stehen für den Ausbau der Weiterbildung zu einem gleichberechtigten Teil des 1176 
Bildungssystems im Sinne der Gesetzeslage in NRW. In der Realität beauftragt das Land 1177 
jedoch die Kommunen, Volkshochschulen als Pflichtaufgabe zu betreiben, gibt ihnen aber 1178 
viel zu wenig Geld, um dies auch nur annähernd zu leisten. Stattdessen werden die 1179 
Lehrkräfte der Volkshochschulen betrachtet, als würden sie alle nebenberuflich unterrichten 1180 
und nicht überwiegend auch von ihrer Arbeit leben. Nachdem ein Urteil des 1181 
Bundessozialgerichts von 2022 („Herrenberg-Urteil“) dies als rechtswidrig erkannt hat, ist es 1182 
Aufgabe der Bundespolitik, endlich reguläre Arbeitsverhältnisse für diejenigen zu sichern, 1183 
die in normaler Arbeitszeit kontinuierlich in der Weiterbildung arbeiten. Sozialversicherung 1184 
und bezahlter Urlaub dürfen ihnen nicht länger vorenthalten bleiben. Das Land NRW muss 1185 
das Landesgesetz ernst nehmen und entsprechend auf den Bund einwirken. 1186 

3.5.1 Weiterbildung in den Kommunen ausbauen und finanzieren 1187 

Das Angebot der Weiterbildung soll alle Bildungsbereiche umfassen und die Entfaltung der 1188 
Persönlichkeit fördern, die Fähigkeit zur Mitgestaltung des demokratischen Gemeinwesens 1189 
stärken und dabei helfen, die Anforderungen der Arbeitswelt zu bewältigen. 1190 

Die Bereiche der allgemeinen, beruflichen und kulturellen Weiterbildung sowie Bildung für 1191 
nachhaltige Entwicklung sollten besonders berücksichtigt werden. Auch der Erwerb von 1192 
Schulabschlüssen sowie Eltern- und Familienbildung gehören in den Bereich der 1193 
Weiterbildung.  1194 

Der Bereich der politischen Bildung ist wichtig, um Zusammenhänge im politischen 1195 
Geschehen zu erkennen und Toleranz und Kritikfähigkeit zu vermitteln und zu stärken. Dies 1196 
dient der Herausbildung und Weiterentwicklung von aktiver gesellschaftlicher Partizipation 1197 
und politischer Beteiligung und trägt zur Stärkung des demokratischen Miteinanders bei.  1198 

Als Linke wollen wir: 1199 
• Ressourcen für einen tatsächlichen Ausbau des Versorgungsauftrages nach dem 1200 

Weiterbildungsgesetz NRW (WBG NRW) zur Verfügung stellen 1201 
• Kommunen und Gebietskörperschaften als Träger auffordern, ihre Finanzmittel 1202 

verlässlich bereitzustellen und aufzustocken  1203 
• eine besondere Förderung der politischen Bildung 1204 
• eine langfristig kostendeckende Finanzierung und koordinierte Verantwortung in der 1205 

öffentlichen Weiterbildung durch Bund, Länder und Gemeinden 1206 

3.5.2 Weiterbildungsstrukturen stärken und Öffentliche Strukturen ausbauen 1207 

Wir wollen bundesweite Regelungen für ein inklusives Weiterbildungssystem, in dem die 1208 
allgemeine, kulturelle, politische und berufliche Bildung gleichermaßen gefördert werden 1209 
und für jeden tatsächlich die Chance auf Teilnahme besteht. Sie sollen die Regelungen in 1210 
NRW für die Weiterbildung ergänzen.  1211 

Aus der Sicht von Ratsuchenden stellt sich die Situation der Bildungsberatung für 1212 
Erwachsene derzeit wie ein intransparenter Flickenteppich dar.  Abstimmung und 1213 
Kooperation zwischen den verschiedenen Trägern sind dringend erforderlich. Die 1214 
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Landesregierung soll bei der Bundesregierung die Umsetzung der Vorschläge für ein 1215 
Erwachsenenbildungsfinanzierungsgesetz einfordern. 1216 

Die Einrichtung eines Weiterbildungsfonds z.B. durch eine einprozentige Umlage auf Lohn- 1217 
und Gehaltssummen, für klare Regeln für Lernzeitansprüche mit Freistellung von Arbeit bzw. 1218 
spezifische Betreuungspflicht für Erwerbslose halten wir für geeignete Maßnahmen, um die 1219 
Situation zu verbessern. 1220 

Gegen die fortschreitende Privatisierung und Kommerzialisierung wollen wir die öffentlich 1221 
geförderten und verantworteten Weiterbildungsstrukturen ausbauen und stärken. Dies gilt 1222 
insbesondere für die Volkshochschulen, die den Kern der öffentlich geförderten 1223 
Weiterbildung darstellen. Verhindern wollen wir die zunehmende kommerzielle Ausrichtung 1224 
als Quasi-Bildungsmarkt mit selektiven Konkurrenzstrukturen und überwiegender 1225 
Projektfinanzierung. 1226 

Denn im Aufbau kommunaler und regionaler Bildungsnetzwerke können Volkshochschulen 1227 
eine wichtige Schnittstelle darstellen und eine flächendeckende Versorgung für alle 1228 
Erwachsenen sichern. Eine Perspektive der VHS liegt in der Bildungsberatung, der 1229 
aufsuchenden Bildungsarbeit bis hin zur Sozialraumentwicklung sowie in Aufbau und 1230 
Anleitung virtueller Lernnetzwerke. 1231 

Als Linke wollen wir:  1232 
• kostenlose oder günstige Integrationskurse für Migrant*innen, Zugänge zum 1233 

Arbeitsmarkt, Übergänge zwischen Schule und Ausbildung, Zugang zur Hochschule 1234 
für Berufstätige und den Umgang mit digitalen Medien 1235 

• den Schutz für Teilnehmende und ihre Mitbestimmungsmöglichkeiten sichern 1236 
• politische Bildung durch entsprechend ausgewiesene Angebote aufwerten 1237 
• eine Erweiterung des Bildungsurlaubs und den weiteren Ausbau des Arbeitnehmer-1238 

Weiterbildungsgesetzes (AWbG-NRW) 1239 
• eine Erhöhung der Chancen auf Teilnahme an den Angeboten 1240 
• zur Entfaltung einer eigenen, selbstbewussten Persönlichkeit und zur Teilhabe am 1241 

gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben haben auch die anderen 1242 
Bildungsbereiche, wie z. B. die kulturelle Bildung, Gesundheitsbildung, berufliche 1243 
Bildung und die Fremdsprachen ausbauen 1244 

• Schulungen zur Qualifizierung für ein Ehrenamt künftig als Bildungsurlaub anerkennen 1245 
• den Anspruch auf Bildungsurlaub stärken und den Zugang vereinfachen 1246 

3.5.3 Prekäre Arbeit abschaffen, wertige Beschäftigung und Professionalität sichern 1247 

In keinem anderen Bildungsbereich wird hingenommen, dass Unterrichtstätigkeit vorrangig 1248 
von Honorarkräften durchgeführt wird. Unter ihnen sind prekär Beschäftigte, die das 1249 
Ausfall- und Krankheitsrisiko ebenso allein tragen wie die Kosten zu ihrer sozialen 1250 
Sicherung. Ihr Einkommen erreicht oft nur die Höhe von Geringverdiener*innen, viele 1251 
müssen „aufstocken“. Damit ist Altersarmut vorprogrammiert. Sie können aktuell die 1252 
Bedingungen ihrer Arbeit und ihres Einkommens nicht kollektiv aushandeln, da ihnen 1253 
Mitbestimmungsfunktionen weitgehend versperrt sind. 1254 
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Durch eine verlässliche und deutlich höhere Finanzierung der Erwachsenen- und 1255 
Weiterbildung können mehr feste Stellen und tarifliche Bezahlung ermöglicht bzw. 1256 
entsprechend hohe Honorare mit sozialer Absicherung (wieder) eingeführt werden. 1257 

Als Linke wollen wir: 1258 
• die Anerkennung der Lehrkräfte mit entsprechender Stundenzahl durch die 1259 

Kommunen, unabhängig von der Anzahl der VHS-Lehrorte 1260 
• den Lehrkräften bei längerfristigen Angeboten und Maßnahmen feste bzw. befristete 1261 

Stellen zu tariflichen Konditionen anbieten 1262 
• den Selbstständigen, die das bleiben möchten, in der Regel ein Honorar pro 1263 

Unterrichtsstunde zahlen, das dem Einkommen von Festangestellten mit 1264 
vergleichbaren Qualifikationen entspricht 1265 

• Möglichkeiten einer effektiven und wirkungsvollen Interessenvertretung und 1266 
Mitbestimmung für das Personal und die Teilnehmenden in der Weiterbildung 1267 
(wieder) einführen 1268 

 1269 
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3.6 Öffentliche Musikschulen stärken: kulturelle Teilhabe für alle sichern 1270 

Wir stehen für eine Bildungs- und Kulturpolitik, die allen Menschen Zugang zu musikalischer 1271 
Bildung ermöglicht, unabhängig von Einkommen, Herkunft oder Wohnort. Musik ist kein 1272 
Luxus, sondern Teil öffentlicher Daseinsvorsorge. Kommunen müssen dabei ausreichend 1273 
Mittel durch das Land NRW erhalten, damit öffentliche Musikschulen ihrer gesellschaftlichen 1274 
Verantwortung verlässlich gerecht werden können. 1275 

Der barrierearme und sozial gerechte Zugang zu kultureller Bildung ist für uns 1276 
Voraussetzung einer demokratischen, offenen und solidarischen Gesellschaft.  1277 

Gleichzeitig sind Musikschulen Orte, an denen besondere Talentförderung im 1278 
Exzellenzbereich möglich ist. Durch Angebote wie die SVA (Studienvorbereitende 1279 
Ausbildung) werden Jugendliche und junge Erwachsene auf die hohen Anforderungen der 1280 
Eignungsprüfung für künstlerische und musikpädagogische Studiengänge vorbereitet. 1281 
Öffentliche Musikschulen leisten also einen wichtigen Beitrag zur Ausbildung 1282 
musikpädagogischer Fachkräfte und sind somit wichtige Säulen bei der Bekämpfung des 1283 
Fachkräftemangels bei Musikschullehrkräften und Lehrkräften an allgemeinbildenden 1284 
Schulen in Nordrhein-Westfalen.  1285 

3.6.1 Öffentliche Musikschulen landesweit finanziell absichern 1286 

Musikschulen sind öffentliche, gemeinnützige Einrichtungen der kulturellen Bildung. Sie 1287 
erfüllen einen unverzichtbaren Bildungsauftrag für Kinder, Jugendliche und Erwachsene und 1288 
leisten einen wichtigen Beitrag zur kulturellen Teilhabe, zur Persönlichkeitsentwicklung und 1289 
zum gesellschaftlichen Zusammenhalt. Als Orte demokratischer Bildung ermöglichen sie 1290 
Begegnung, Kreativität und gemeinsames Lernen, unabhängig von Herkunft, Einkommen 1291 
oder Behinderung. Die öffentlichen Musikschulen in Nordrhein-Westfalen sind eng mit 1292 
Schulen, Kindertagesstätten, Familienzentren, Einrichtungen der Offenen Kinder- und 1293 
Jugendarbeit, Kirchen und Laienmusikvereinen vernetzt.  1294 

Sie sind damit ein zentraler Bestandteil der kommunalen Bildungs- und Kulturlandschaft. Der 1295 
Landesverband der Musikschulen in NRW e. V. bekennt sich zum Recht aller Menschen auf 1296 
qualifizierte kulturelle Bildung und zur inklusiven Ausgestaltung musikalischer Angebote 1297 
entsprechend der UN-Behindertenrechtskonvention. Öffentliche Musikschulen leisten 1298 
insbesondere dort unverzichtbare Arbeit, wo soziale Ungleichheit den Zugang zu kultureller 1299 
Bildung erschwert.  1300 

Damit musikalische Bildung und kulturelle Teilhabe nicht vom Geldbeutel der Eltern abhängt, 1301 
müssen inklusive Angebote, Kooperationen mit öffentlicher Bildungseinrichtung sowie die 1302 
Subventionierung musikalischer Angebote und damit die ökonomische Zugänglichkeit für 1303 
alle Menschen, gesichert sein.  1304 

Als Linke wollen wir: 1305 
• die Erhöhung der Landesmittel für die öffentlichen Musikschulen 1306 
• die finanzielle Ausstattung der Kommunen verbessern, damit die Mittel für Gebäude 1307 

und fest angestellte Lehrkräfte dort erhöht werden können 1308 
• keinen Stellenabbau an öffentlichen Musikschulen 1309 

3.6.2 Bildungspartnerschaften zwischen Kitas und Musikschulen ausbauen 1310 
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Musizieren sollte einen hohen Stellenwerk im Alltag öffentlicher Kindertageseinrichtungen 1311 
haben. Gleichzeitig stehen viele Kitas unter enormem Druck, denn Personalmangel, hohe 1312 
Arbeitsbelastung und fehlende Ressourcen erschweren die Einbindung musikalischer 1313 
Angebote in den pädagogischen Alltag. Hinzu kommt, dass musikalische Bildung in der 1314 
Ausbildung vieler Erzieher*innen bislang nur eine untergeordnete Rolle spielt. Viele 1315 
Fachkräfte fühlen sich deshalb nicht ausreichend auf musikalische Arbeit vorbereitet. 1316 

Kooperationen zwischen Kitas und öffentlichen Musikschulen sind daher ein entscheidender 1317 
Schritt für mehr Bildungsgerechtigkeit. Musikschullehrkräfte mit Qualifikationen in 1318 
Elementarer Musikpädagogik bringen professionelle musikalische Angebote direkt in die 1319 
Einrichtungen. So erhalten Kinder unabhängig von der sozialen oder finanziellen Situation 1320 
ihrer Familien Zugang zu qualifizierter musikalischer Früherziehung. Gleichzeitig 1321 
unterstützen Musikpädagog*innen die Erzieher*innen vor Ort und sorgen so auch nachhaltig 1322 
für die Stärkung musikalischer Praxis im Kita-Alltag. Doch bislang fehlen vielerorts die 1323 
finanziellen und personellen Voraussetzungen, um solche Kooperationen flächendeckend 1324 
umzusetzen.  1325 

Als Linke wollen wir: 1326 
• den Ausbau von Kooperationen zwischen öffentlichen Musikschulen und 1327 

Kindertageseinrichtungen landesweit fördern und dauerhaft finanzieren 1328 
• ausreichende finanzielle Mittel für Kitas, um musikalische Bildungsangebote 1329 

umzusetzen und eine angemessene musikalische Grundausstattung (z. B. Orff-1330 
Instrumente) anschaffen zu können 1331 

• den Bereich der elementare Musikpädagogik personell stärken 1332 

3.6.3 Musikalische Praxis in der Schule verankern: Bildungspartnerschaften zwischen 1333 
allgemeinbildenden Schulen und Musikschulen stärken  1334 

Der Lehrkräftemangel im Fach Musik entwickelt sich in Nordrhein-Westfalen zu einer 1335 
ernsthaften Gefahr für kulturelle Bildung und Chancengleichheit. Eine im Juni 2024 1336 
veröffentlichte Studie der Deutschen Telekom Stiftung prognostiziert, dass bis zum Jahr 1337 
2035 nur noch rund ein Drittel der Stellen im Fach Musik für die Sekundarstufen I und II mit 1338 
qualifizierten Lehrkräften besetzt werden kann. 1339 

Tausende Lehrer*innenstellen bleiben schon heute unbesetzt, insbesondere an 1340 
Grundschulen und in Mangelfächern wie Kunst und Musik. Unterricht fällt aus, wird 1341 
fachfremd erteilt oder kann nur eingeschränkt angeboten werden. Musikunterricht sollte 1342 
aber kein „Nebenfach“ sein, sondern ein zentraler Bestandteil ganzheitlicher Bildung. Er 1343 
fördert Kreativität, soziale Kompetenzen, Ausdrucksfähigkeit und demokratische Teilhabe. 1344 
Um dem Lehrkräftemangel wirksam zu begegnen, braucht es entschlossene 1345 
bildungspolitische Maßnahmen. 1346 

Kooperationen zwischen öffentlichen Musikschulen und allgemeinbildenden Schulen wollen 1347 
wir systematisch ausbauen und dauerhaft absichern. 1348 

Musik braucht ausreichende und gut ausgestattete Räume. Wir wollen in den 1349 
Schulgebäuden einen Ausbau von Räumlichkeiten, um Angebote der Musikschulen in 1350 
allgemeinbildenden Schulen durchführen zu können. Musikschulen können Schulen durch 1351 
qualifizierte musikpädagogische Angebote unterstützen und dazu beitragen, kulturelle 1352 
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Bildung auch dort zu gewährleisten, wo regulärer Musikunterricht nur eingeschränkt möglich 1353 
ist. Kooperationen schaffen zusätzliche Bildungsangebote, stärken kulturelle Teilhabe 1354 
unabhängig von familiären Voraussetzungen und entlasten Schulen zugleich.  1355 

Als Linke wollen wir: 1356 
• Kooperationen zwischen allgemeinbildenden Schulen und öffentlichen Musikschulen 1357 

landesweit fördern und dauerhaft finanzieren 1358 
• Kooperationen zwischen Musikschulen und Schulen in sozial benachteiligten 1359 

Stadtteilen besonders und bevorzugt fördern 1360 
• ausreichende finanzielle und personelle Ressourcen für öffentliche Musikschulen, um 1361 

Kooperationen mit Schulen verlässlich und flächendeckend anbieten zu können  1362 
• bezahlte Kooperationszeiten und Entlastung für schulische Musiklehrkräfte und 1363 

Lehrkräfte an Musikschulen für gemeinsame Besprechungen und die 1364 
Weiterentwicklung der Kooperation  1365 

• Schulgebäude im Hinblick auf Größe und Akustik so ausstatten, dass musikalische 1366 
Praxis dort möglich ist 1367 

3.6.4 JeKits stärken – Kulturelle Bildung für jedes Kind sichern  1368 

„Jedem Kind Instrumente, Tanzen, Singen“ (JeKits)– ist eines der wichtigsten Programme 1369 
kultureller Bildung in Nordrhein-Westfalen. Mehr als 110.000 Kinder an rund 1.000 Schulen 1370 
profitieren derzeit von diesem Bildungs- und Förderprogramm des Landes. JeKits eröffnet 1371 
Kindern unabhängig von Herkunft, Einkommen oder sozialem Status den Zugang zu 1372 
musikalischer und tänzerischer Praxis und schafft damit wichtige Voraussetzungen für 1373 
kulturelle Teilhabe und Bildungsgerechtigkeit. Im ersten JeKits-Jahr erhalten alle Kinder der 1374 
teilnehmenden Schulen gemeinsamen Unterricht in Musik oder Tanz. Spielerisch und 1375 
gemeinschaftlich erwerben sie grundlegende ästhetische und kreative Erfahrungen. Im 1376 
freiwilligen zweiten JeKits-Jahr können die Kinder ihre Fähigkeiten in Instrumental-, Tanz- 1377 
oder Vokalensembles weiterentwickeln und gemeinsames künstlerisches Arbeiten erleben.  1378 

Wissenschaftliche Untersuchungen zum Vorgängerprogramm „Jedem Kind ein Instrument“ 1379 
(JeKi) zeigen deutlich die positiven Wirkungen kultureller Bildung. Studien belegen unter 1380 
anderem positive Effekte auf Konzentration, sprachnahe kognitive Fähigkeiten, emotionale 1381 
Entwicklung, Stressbewältigung und soziale Integration.  1382 

Besonders Kinder mit erschwerten Bildungsbedingungen profitieren in hohem Maße von 1383 
musikalischer Praxis und gemeinschaftlichem Lernen. JeKits stärkt Teilhabe, fördert 1384 
individuelle Entwicklungsmöglichkeiten und schafft soziale Begegnungsräume.  1385 

Das Programm ist eine wichtige Ergänzung zum schulischen Musikunterricht, der aufgrund 1386 
des massiven Lehrkräftemangels in vielen Grund- und Förderschulen nur eingeschränkt 1387 
stattfinden kann. Durch die Kooperationen zwischen Schulen, Musikschulen und weiteren 1388 
außerschulischen Bildungspartnern stärkt JeKits die kommunale Bildungslandschaft 1389 
nachhaltig  1390 
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Als Linke wollen wir: 1391 
• JeKits dauerhaft absichern und als landesweites Bildungs- und Teilhabeprogramm 1392 

weiter ausbauen 1393 
• allen Kindern in Nordrhein-Westfalen unabhängig von Wohnort und Einkommen 1394 

Zugang zu JeKits-Angeboten ermöglichen 1395 
• Kooperationen zwischen Schulen, Musikschulen und weiteren kulturellen 1396 

Bildungspartnern stärken und ausbauen 1397 
• JeKits-Angebote sozial gerecht, inklusiv und barrierearm gestalten 1398 

3.6.5 Gute Arbeit an Musikschulen: Fachkräftemangel wirksam bekämpfen 1399 

Die öffentlichen Musikschulen in Nordrhein-Westfalen stehen vor einem massiven 1400 
Fachkräftemangel. Bereits im Jahr 2023 berichteten fast drei Viertel aller öffentlichen 1401 
Musikschulen in NRW von erheblichen Schwierigkeiten bei der Besetzung offener Stellen mit 1402 
qualifizierten Fachkräften. Gleichzeitig liegt das Durchschnittsalter vieler 1403 
Musikschullehrkräfte inzwischen bei über 50 Jahren. In den kommenden Jahren wird daher 1404 
ein großer Teil der Beschäftigten altersbedingt aus dem Beruf ausscheiden, während 1405 
gleichzeitig immer weniger Absolvent*innen der Musikhochschulen den Weg an öffentliche 1406 
Musikschulen.  1407 

Damit Musikschulen ihren öffentlichen Auftrag auch künftig erfüllen können, brauchen die 1408 
Beschäftigten gute Arbeitsbedingungen, faire Bezahlung und verlässliche berufliche 1409 
Perspektiven. Neben dem klassischen Instrumental- und Gesangsunterricht gehören 1410 
Gruppenunterricht, inklusive Bildungsangebote, Kooperationen mit Schulen und KiTas, 1411 
Orchesterklassen sowie intensive pädagogische und soziale Aufgaben zum Berufsalltag.  1412 

Gleichzeitig arbeiten viele Lehrkräfte unter schwierigen Bedingungen. Häufige Ortswechsel 1413 
zwischen verschiedenen Einsatzorten, unzureichend ausgestattete und akustisch optimierte 1414 
Unterrichtsräume und damit fehlender Arbeits- und Gesundheitsschutz belasten die 1415 
Beschäftigten erheblich. Trotz dieser gestiegenen Anforderungen hat sich die tarifliche 1416 
Bewertung des Berufs seit Jahrzehnten kaum verbessert. Dabei verfügen viele 1417 
Musikschullehrkräfte über Hochschulabschlüsse auf Bachelor- oder Masterniveau bzw. 1418 
Diplome und Konzertexamen. Diese Qualifikationen spiegeln sich jedoch bislang kaum in 1419 
Bezahlung oder beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten wider.  1420 

Die Folge ist ein wachsender Attraktivitätsverlust des Berufsfeldes. Viele qualifizierte 1421 
Musikpädagog*innen verlassen öffentliche Musikschulen und wechseln etwa über den 1422 
Quereinstieg an allgemeinbildende Schulen oder in andere Berufsfelder mit besseren 1423 
Arbeitsbedingungen und höherer Bezahlung.  1424 
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Als Linke wollen wir: 1425 
• die Arbeitsbedingungen an öffentlichen Musikschulen nachhaltig verbessern und den 1426 

Beruf der Musikschullehrkraft attraktiver machen  1427 
• Musikschullehrkräfte entsprechend ihrer Qualifikation, Verantwortung und 1428 

tatsächlichen Tätigkeit besser eingruppieren und bezahlen 1429 
• eine grundlegende Neubewertung und Aufwertung des Berufsbildes im Tarifvertrag 1430 

des öffentlichen Dients (TVöD) und eine deutliche Anhebung der Eingruppierung 1431 
• mehr feste und tarifgebundene Vollzeitstellen statt prekärer Beschäftigung und 1432 

erzwungener Teilzeit in öffentlichen Musikschulen 1433 
• die konsequente Umsetzung von Arbeits- und Gesundheitsschutz 1434 
• geeignete Unterrichtsräume und eine verlässliche Ausstattung der Einsatzorte. 1435 
• ausreichend finanzielle Mittel vom Land für die Kommunen, um qualifizierte 1436 

Fachkräfte gewinnen und langfristig halten zu können 1437 
• die Ausbildung und den Berufseinstieg von Musikpädagog*innen stärker fördern und 1438 

attraktive Perspektiven für Absolvent*innen von Musikhochschulen schaffen 1439 


